
Vierte Sitzung
in der Aula der Acalschulezu Düsseldorf um 24. April 1879.

Beginn der Sitzung 11 Uhr 20 Minuten.
Marschall: Ich eröffne die Sitzung und bitte den AbgeordnetenHerrn Ientges, die

Protokolle der drei vorangegangenenSitzungen zn verlesen.
(AbgeordneterIentges verliest dieselben,)
Ist etwas gegen die Protokolle zn bemerken?
Abgeordneterv. Heister. In dem Protokoll der dritten Sitzung ist die Ausstellung zu

Düsseldorf als eine Gcwerbeausstellungbezeichnet, während dieselbe doch eine Knust- und Gewerbe-
auöstelluug ist. Der Titel lautet soviel ich mich erinnere „Gewcrbeausstellung,verbunden mit
einer allgemeinenKunstausstellung."

Marschall: Die Berichtigung wird nach dem offiziellen Titel der Ausstellung erfolgen.
Wenn nichts weiter gegen die Protokolle zu bemerken ist, so erkläre ich dieselbe für

genehmigt.
Ich habe Ihnen nun folgendeEingänge mitzutheilen: Zunächst ist vou Seiten des Land'

tagskommissarsein Schreiben eingegangenbezüglich der Vorlage des Proviuzial-Verwaltungsraths
an den Landtag, betreffendden Ban der Mufeen, unter Nummer 66 der Drucksachen, in welchem
die Staatsregierung erklärt, daß sie der Förderung der Provinzialmnsccn zu Bonn nud Trier
fortdauernd ein volles Interesse widmen werde. Diefe Sache ist schon gestern, ehe ich sie ins
Plenum bringen tonnte, im vierten Ausschusse verhandelt worden, ich verweise sie aber jetzt in der
Sitzung an den vierten Ausschußals Aulage zum Referat des Provinzial-Perwaltungsraths.

Sodann ist mir eine Petition von Seiten der Stadt Trarbach zugegangenum Bewilligung
eines Beitrags zu dem Bau einer Brücke über die Mosel zwischen Trarbach und Trabce. Herr^
Kreutzberg hat diese Bittschrift zu der seinigen gemacht; ich frage, ob dieselbe vo« Mitgliedern
unterstützt wird? (Geschieht.) — Sie findet Uuterstützung,und ich verweise die Petition an den
fünften Auöfchuß.

Endlich liegt mir eine Reklamation vou Industrielle», Gewerbtreibenden und Fuhrleuten
der Gemeinde Brohl und Umgegend vor, dahingehend, daß gestattet werden möge, daß auf der
Brohlstraße bis zu 30 Ctr. auf schmalen Radfelgen geladen werden darf. Ich frage, ob einer
der Herren Abgeordnetendiese Petition zu der feinigenmachen will. — Sie wird von dem Herrn
Limbourg aufgenommenund hiurcichcnd unterstützt; ich verweise deshalb die Bittschrift an den
fünften Ausschuß.

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein.
1. Referat des ersten Ausschusses, betreffeud den Etat des Provinzial-

Lanbtages, des Provinzial-Verwaltungsraths und der provinzialständifchen Zentral-
Verwaltungsbehörde pro 1879/80.

Referent AbgeordneterDietze: Als ich die Ehre hatte, im Jahre 1877 dcuselben Etat als
Referent des ersten Ausschusses zur Anuahme zu empfehlen, mußte ich schon darauf aufmerksam
macheu,daß unser Etat vor 2 Jahren in allen seinen Theilen als zu knapp bemessenerschienen
war, und es hat sich gegen diese Auffassungkein Widerspruch erhoben. Die Thatsachen, wie sie
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sich inzwischen entwickelt haben, haben gelehrt, daß unsere Voraussicht im vollsten Maße gerecht¬
fertigt war. Die Folge ist, daß der vorliegendeEtat pro 1879/80 mehr verlangt, wie der frühere,
und wir haben dem gegenüberim ersten Ausschußuns nur zu der Ucberzeuguugbckenueu könncu,
daß wir sowohl zum Landesdircetorals wie zum Provinzial-Vcrwaltungörathedas vollste Vertrauen
bezüglich der gemachtenMehrauforberuugeu haben müßtcu, uud sind zu dem Resultat gelangt,
Ihnen den Etat, obschou er, wie gesagt, 83 880' Mark mehr verlangt, als der Etat, der vor zwei
Jahren aufgestelltwurde, doch unverändert in allen seinen Theilen zur Anuahme zu empfehlen.
Das Referat, welches der erste Ausschuß hierüber verfaßt hat, lautet wie folgt:

Der bezogene Etat ist am 27/29. November 1878 vom Provinzial-Vcrwaltungsrath auf¬
gestellt worden und liegt dem hohen Landtag in Nr. I der Drucksachenvor. Nach dieser Auf-
stelluug beträgt der Etat in Einnahme und Ausgabe 315 25>N Mark uud erfordert eineu Zuschuß
aus dem Haupt-Etat von ............ 299,550 Mark.

Pro 1878 betrug dieser Zuschußnur ...... 215 670 „

jetzt also mehr ............ 83880 Mark.
Der Herr Landcs-Director wohnte am 17. c. der Geueral-Discussio» des Etats bei und

gab zu demselbcu die gewüuschtcn Erläuterungen und Aufklärungen,der Änsschußgewann dabei die
Ueberzeugung,daß iu vollem Maße eingetroffen sei, was von seinemReferenten in der Plcnar«
Sitzung vom 12. April 1877 ausgcfprocheuwurde,

„daß überhaupt der Etat pro 1877/78 erst an der Hand der Erfahrung werde zeigen
können,ob derselbe dem wirklichen Bedürfniß entsprechen werde."

Bei der immer noch nicht vollendeten Organisation der Provinziell-Verwaltung, bei der
ihr noch stets weiter überkommenden größeren Arbeitslast kann der seitherige3jäbrige Durchschnitt
der Ausgaben nicht als maßgebendfür eine Basis des Etats angesehen werden, und wird dieser
Durchschnitterst in einigen weiteren Jahren als die richtige Basis angenommcu werden dürfen.
Nach den von dem Herrn Landes - Director abgegebenen Erklärungen und Erläuternngcn kann der
I. Ausschuß nur zu der Ueberzeugunggelangen, daß den Aufstellungen des Provinzial-Vcrwaltnngs-
raths mit vollem Vertrauen beigetretcn und angenommenwerden müsse, daß für die Bewältigung
des Arbeitsquantnms nur das Nothwendigean Mitteln verlangt worden sei.

Die dem gedrucktvorliegenden Etat angefügten Bemerkungen wurden im Wesentlichen
als genügend angesehen und ergab sich sodann bei der eingehenden Besprechungder einzelnen Posi¬
tionen Folgendes:

Einnahme. Die Positionen I bis incl. V seien unverändert zur Annahme zu empfehlen.
Ausgabe. Ebenso llü ^, und 13 I und II.

„ t)I^
L 1 und 2,

auch L 3 sei zur Annahme zu empfehlen,jedoch die Motivirung „Mit Rücksicht ans mehrjährige
Dienstzeit" nicht anzuerkennen;es könne nnr die vermehrte Arbeitslast diese Erhöhung rechtfertigen;
auch sei es bedeuklich wegcu anderer event. Exemplificationenmehrjährige Dienstzeit schon jetzt
bei der erst seit wenigen Jahren bestehendenVerwaltung als Grnnd zn Gehalts Erhöhungen
anzuerkennen.

Die 2 anwesenden Mitglieder des Verwaltungsraths erklärten sich mit dieser veränderten
Begründung einverstanden.

li. 4, 5>, s>, 7 gab zu keinen BemerkungenVeranlassung.
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0. Dir Mehrfordcruug Von 4 500 Mark wird auf Grund der beigedrucktenBemerkungen
zur Annahme empföhle!!.

Ebenso bei I) I und 2 die Anstellung von 2 weiteren Sccretairen und die geringe Mehr«
forderung für Sccretariats-Assistcuteu.

Für Pos. 1 wird Bezug genommcu auf das schon angezogene Referat vom 12. April
18??, uud noch besonders «erwiesen auf deu Verwaltungsbcricht pro 1878, pnF. 9, worin der
gewachsene Geschäftsverkehr, besonders der Ecntralkasse, näher mitgetheilt wird.

Pos. I), 3, 4, 5, 6, 7, 8 werden zur unveränderten Annahme empföhle«.
Bei N, 1 und 2 wurde mitgetheilt, daß Castellan uud Botcnmcister, fowie 3 Voten Dienst

wohunng im neuen Ständehaus finden werden, nnd daß nur vorbehalten ist, den Letzteren event,
andere Wohnungen anweiscu zu können.

Die folgende Position II 1, Pension an den vormaligen Prouinzialrath Forster, steht
vertragsmäßig fest.

Bei III, Andere persönliche Ausgabe«, 1, Hülfsarbeiter 12 000 Mark, erklärte der Aus¬
schuß, daß er uicht in der Lage sei, seinerseits die absolute Nothweudigkeit einer so hoheu Summe
für Hülfsarbeiter auzuerkennen, vielmehr die Forderung nur zur Bewilligung empfehlen tonne ans
Grnnd der mündlichen Erkläruugeu des Hcrru Landes-Dircctors, der allein in der Lage sei, den
Arbeitsumfaug und die dafür uothwcudigeu Kräfte zu beurtheilen.

Pof. III, 2 und 3 gaben zu keine» Bemerkungen Veranlasfuug.
Zu sächlichen Ausgaben IV, 1, Diäten und Reisekosten der Beamten wnrde bemerkt, daß

die Forderung von 18 000 M hoch erscheine; da aber Reisen nicht mehr als nothwendig und die
Liquidationen dafür zu fest bestimmten Sätzen gemacht werden, wurde kein Antrag auf Herab¬
setzung gestellt.

Die übrigen Positionen IV, 2, », —K, uud V, 1, 2 uud 3 gaben zu keinen Aemer-
tuugeu Vcraulassuug,

Nach diesen Berathungen schlägt demnach der I. Ausschuß vor, den vorgelegten Etat in
Einnahme und Ausgabe auf Z15ii5l) Mark feststellen und zn demselben einen Zuschuß aus dem
Hanpt-Etat von 2W550 Mark bewilligen zn wollen.

Marschall: Ich eröffne die Gencral-Discussion über den ganzen Etat. Es meldet sich
Niemand zum Wort. Ich bitte daher deu Referenten, in die einzelnen Positionen einzutreten.

Abgeordneter Freiherr von Wenge-Wulffeu: Ich möchte beantragen, den Etat «n dluo
cinzuuchmcn.

Marschall: Ich muß gegen die un Klo^Aunahmc zunächst selbst eintreten. Es ist mir
eine Resolution von dem Abgeordneten Eourth vorgelegt worden zu Position 5 der Ausgaben
Abtheilung ^ Titel I L. obere Beamte. Die Resolution lautet: Der hohe Landtag wolle
dem Provinzial-Verwaltungsrath aufgeben, deu 5. Oberbeamten bei der Eentral-
Vcrwaltung definitiv anzustellen.

Abgeordneter Eourth: Meiue Herreu! Ich habe mir erlaubt die Resolution einzubringen,
und ich führe zur Begrüudung folgendes au: Die Eentralverwaltung ist nunmehr vollständig
organisirt. In dem Verwaltnngsbericht pro 1878 werden Sie finden, daß die Verwaltung in 6
Abthciluugeu eingetheilt ist. Eine der Abtheilungen ist Nr. 4, die auch eiu großes Decernat hat;
dieselbe aber wird seit Jahr und Tag nur commissarisch verwaltet. Ich glaube, das entspricht
nicht der Organisation, ich bin der Ansicht, daß es nöthig ist, auch diese Stelle, mit der eiue große
Verantwortung verbuuden ist, definitiv zu besetzen, und deshalb habe ich mir erlaubt, diese Neso-
wtiou einzubringen. Die Geschäfte werden sich ja nicht vermindern, sondern vergrößern uud w,e
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allseitig bekannt, sind die oberen Beamten sehr, theilweise, möchte ich sagen, übermäßig beschäftigt.
Die Stelle wird also eine ständige bleiben, und ich glaube, daß es dann also auch richtig ist, die
Stelle zu einer ständigenzu machen.

AbgeordneterBremig: Ich bitte Sie, meine Herren, den Antrag abzulehnen. Es ist ja
allgemein bekannt, warum zu Nummer 5 für Oberbeamte gesagt ist, für Hülfsarbeiter event, für
einen weiteren Oberbeamten, Sie haben fchon den früheren Etat ganz in derselbenWeise ange¬
nommen, völlig bewußt, wesbalb diese Position so gefaßt ist, und ich weiß nicht, ob der hohe
Landtag in der Lage ist, oder ein Bedürfniß dazu bat, eine bestehendeEinrichtung bei der Ecutral-
Verwaltung, die sich als ganz vortrefflich bewährt hat, im Interesse der Stadt Düsseldorf abzu-.
ändern; (Bravo; sehr gut! Widerspruch), denn darauf läuft die Sache hinaus. Warum follen
wir das hinter dem Berge halten? Die Stadt Düsseldorf wünfcht diefc Position abzuändern und
das Provisorium, was, ich wiederhole es, sich ganz vortrefflich bis jetzt bewährt hat, in ein
Defiuitivumzu verwandeln, weil sie dann eine Handhabe bekommt, gegen den Inhaber dieser provi-
sorischen Stelle nach irgend einer Richtung hin mit Erfolg vorzugehen. Es ist gewiß fehr richtig,
wenn Düsseldorf nach allen Richtungen hin seine Rechte wahrt; aber wir haben keine Veranlassung,
von einer bestehenden und bewährten Einrichtung abzulassen,und ich bitte deshalb, den Antrag zu
verwerfen. (Bravo!)

AbgeordneterCourth: Ich habe absichtlich jede Persönlichkeitvermieden, meine aber, es
wäre kein richtiger Zustand, wenn auf diese Weise eine gewisse Differenz zwischenzwei Behörden
zur Permanenz erklärt würde. Meines Erachtens ist es richtig und der Provinzialverwaltuug
würdig, daß an einer definitiven Stelle auch ein definitiver Inhaber ist.

Referent AbgeordneterDietze: Daß hier Personenfrageuhineingemischt würden, ist im ersten
Ausschußnicht erwartet worden und deshalb die Angelegenheitauch im ersten Ausschuß nicht von
diesem Gesichtspunktebeleuchtet worden. Ich bin nicht in der Lage, im Namen des Ausschusses
deshalb zu sprechen. Wenn ich mir aber als Mitglied des hohen Hauses gestatte, eine Bemerkung
zu machen, so geht sie dahin, daß wir uns hier nie mit Personenfragen und in Bezug auf
Personenanstellungbefchäftigt haben, und daß dies lediglichin der Hand des Proviuzial-Verwaltungs-
rathö liegt. Ich möchte als Vermittelungsvorfchlagden Antrag stellen, daß diese Frage im vollsten
Vertrauen, wie wir die Etataufstellung entgegeugenommenhaben, ganz allein im Verwaltungsrath
ausgetragen werde, nicht aber im Plenum.

Abgeordneter Bremig: Ich habe durchaus keine Personenfrage berührt, fondern die
Sache nur rein sachlich behandelt und gesagt, baß die Einrichtung, wie sie auf Gruud des früheren
Etats besteht, sich bewährt hat, und der Provinzial-Verwaltungsrath müßte im Interesse der
Provinz bedauern, wenn er gezwungenwürde, die bestehende Einrichtung abzuändern (sehr richtig).

Marschall: Ich bringe den weitgehendsten Antrag Bremig auf Ablehnungder Resolution
zuerst zur Abstimmung. Der Antrag Dietze geht dahin, im Provinzial-Verwaltungsrath die Sache
zu erledigen. Ich bitte diejenigenHerren, welche für den Antrag Bremig sind, sich zu erheben.

Das ist die Majorität.
Der Antrag Courth ist also abgelehnt und damit auch der Vermittelungsantrag Dietze.
Ich möchte nun den Antrag des Herrn v. Wulffen auf on bloo-Annahme des Etats

aufnehmenund fragen, ob die Verfammlung damit einverstandenist?
AbgeordneterWunderlich: Ich möchte mich gegen diefe en KIooAnnabme verwahren.

Es sind in diesem Jahre so viele neue Mitglieder im hohen Hause, die sich bei den einzelnen
Positionen informiren können, während das bei einer en dlno-Annahme nicht der Fall ist.
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Marsch all: Wenn sich ein Widerspruch gegen die en, dloc-Annahme erhebt, so fällt
nach der Geschäfts-Ordnungder Antrag.

Referent Abgeordneter Dietze: Bei Einnahmen in Pos. II ist der gewöhnliche Znschnß
von 6 000 M. Seitens der Provinzial-Feuer-Societät fiir die obere Leitung der Geschäftedurch
den Provinzial-Verwaltungsrath unverändert geblieben.

Pos. III. Die Einnahmen betragen nach dem dreijährigen Durchschnitt 329 214 M.
31 Pf. Hiervon 2°/° gibt 6 584 M. 29 Pf. oder rund 6 000 M.

Pos. IV. ist um 730 M. weniger als im Vorjahre angesetztund belauft sich auf
1600 M.

Pos. V. 100 M. bleibt.
Pos. VI. Der Zuschuß aus den Einnahmen des Hauptetats beträgt 299 550 M., falls

die Ausgaben von Ihnen genehmigtsein werden.
Die Gesammteinnahmeschließt ab zur Summe von 315 250 M.
Bei den Ausgaben auf Seite 6 ist feiteus des AusfchußeS keine Bemerkunggemacht worden

bei Abtheilung ^. Kosten des Provinziallandtags 36 000 M, bei 15 I. Diäten und Reisekosten lc.
10 000 M., L II. Dispositiousfouds 200 M., ebenfo bei Abtheilung 0. 12 000 M Bei der
Uutcrabtheilung15. ist das Gehalt des ersten Oberbeamten zu 7 500 M. uud des zweiten Ober-
beainten auf 6 600 M. unverändert geblieben; dagegen wird fiir den dritten Oberbeamten600 M.
mehr wie im Etat fiir das Jahr 1878 nämlich statt 5 400 M. die Summe von 6 000 M. vorge¬
schlagen. Der Ansfchnß hat gegen diese Erhöhung nichts einzuwenden, wohl aber gegen die
Motivirung. Es ist nämlich unter den Bemerkungen«iä L3. gesagt: „Mit Riicksicht auf mehr¬
jährige Dienstzeit im provinzialständischenDienst wird die Gehaltserhöhung beantragt." Der
Ausschuß beantragt, die Gehaltserhöhung zu empfehlen, jedoch die Motivirnng mit mehrjähriger
Dienstzeit nicht anzuerkennen, Es tonne nnr die vermehrte Arbeitslast diese Erhöhung rechtfertigen.

Pof. 4 uud 5 der Ausgabe: vierter Oberbeamter 5 400 M. uud für Hülfsarbeitcr
event, für eiueu weitereu Oberbeamten 5 400 M. bleiben unverändert, ebenso Pos. 6—8 Gehalt
für die 3 Bcmbcamten von 6 600 M., 6 600 M. und 6 000 M.

Bei 0. Mir 5 Hülfsarbciter waren im vorigen Jahre 12 000 M. vorgesehen, und es
werbe« 4 500 M. mehr, im Ganzen 16 500 M. beantragt. Der Ausschußerkennt die aä O.
gedruckten Bemerkungenund die darin gegebenen Motivirungen an und empfiehlt Annahme (wird
von der Versammlung genehmigt).

Pos. I). 1. Bureau- und Kassenbeamteerfordern 36 000 M., 5 250 M. mehr wie im
Vorjahre (wird genehmigt).

Bei 2. Fiir 6 Sekrctariats-Assisteuten-Stellen 12 600 M. sind 150 M. mehr ange¬
nommen worden (wird genehmigt).

Die Pos. 3—8 werden in der vorgeschlageneuForm unverändert vom Ausschuß zur
Annahme empfohlen.

Abgeordnetervon Erbe: Ich möchte zu Position 6 eine Aufklärung wiinfchen. Diese
Position ist zum Theil neu in den Etat aufgenommen und damit hauptsächlichmotivirt, daß in
Folge der Uebernahme der Straßenverwaltung erhebliche Mehrarbeiten erforderlichfeien. Da mm
aber die bisherigen Kräfte in den zwei Jahren, wo die Arbeiten erst recht umfangreichwaren und
an die Verwaltung nen herantraten, ausgereicht haben miifseu, so kann ich mir nicht erklären,
weshalb gerade jetzt, wo die Straßenverwaltung und die Verwaltung überhaupt erst recht im Gange
'st, eine größere Anzahl von Buchhaltern erforderlicherscheint.

8'
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Marschall: Die Stellen sind gegenwärtigmit Hülföarbeitern besetzt, weil die Arbeiten
mit den vorhandenen Arbeitskräften unmöglich zn überwältigen waren. Die Nothwendigkeitder
Hülfe begründet sich auf Erfahrungssätze und nach der von jedem Buchhalter täglich zu bear-
bciteudenArbcitsmasse.

Abgeordneterv. Erde: Ich habe mit meiner Aufrage keineu Autrag gestellt.
Marschall: Damit ist die Sache also erledigt.
Referent Abgeordneter Dietzc: Pos. 15. der Ausgaben für Uutcrbeamte: 1 für einen

Kastellan und Botenmcister für das voraussichtlichim Frühjahr 188N fertig gestellte Ständehans
1 500 M. und 2. für 3 Boten wie bisher 3 400 M. Die Oesammtsninmedes Tit. I Besoldungen
beträgt 176 400 M.

Tit. II. Peusionen und Wartegelder 3 750 M. beruht auf früherm Beschlüsse».
Zu Tit. III. Andere persönliche Ausgaben 14 800 M. ist seitens des Ausschusses erklärt,

daß er nicht in der Lage sei, die absolute Nothweudigkeiteiner so hohen Summe für Hülfsarbeiter
auzuertenueu, vielmehr die Forderung nur zur Bewilligung empfehlen könne auf Gruud der
müudlichcnErkläruugeu des Laudes-Direktors,der den Arbeitsnmfang müsse bcurtheileu köunen.

Zu Tit. IV. 1. Sächliche Ausgaben 18 000 M, wurde bemerkt, daß diese Forderuug hoch
erscheine, daß aber Reisen nicht mehr, als eben nothwendigsei, gemachtwürden.

Zu 2, Geschäftsbedürfnisse «8 100 M. ist seitens des Ausschußeskeine Bcmertuug gemacht
worden, ebenso nicht bei Tit. V. Sonstige Ausgaben der Verwaltung 4 200 M,

Zur Balanzirnug von Ausgabe uub Einnahme zur Summe von 315 250 M. ist in dem
Hanptctat ein Zuschußvon 299 550 M. erforderlich.

Der erste Ausschußempfiehlt Ihnen deu vorliegenden Etat znr Annahme.
Marsch all: Ist gegen den Etatentwurf etwas zu bemerken?— Wenn kein Widerspruch

erfolgt, so erkläre ich den ganzen Etat für genehmigt.
Wir gehen in der Tagesordnung weiter nnd kommen zn
2. Referat des I. Ausschusses, betreffend Antrag der Städte Eöln nnd

Düsseldorf bei den Umlagen von Provinzial-Beiträgen die Steucrquotcu von
Beamten, soweit sie nach dem Gesetze vom 11. Inli 1822 zur Communalstener nicht
herangezogen werden köunen, außer Ansatz zu lassen.

Referent Abgeordneter Freiherr von Ehnatten: Meine Herren! Belauntlich können die Ae-
amtcngehältcrin den Städten, wo das Gesetz von 1822 Kraft hat, nur zur Hälfte zur Eomuiuualsteuer
herangezogenwerden. In Folge dessen muß mm die Quote vou unserer Provinzialumlage, die
hierauf fällt, von allen anderen Steuerpflichtigen aufgebracht werde», und es ist hier allerdings
eine Ungleichheit in der Bertheilung zu coustatircu. Uud es kaun dies auch ciucu bedeuteudeu
Betrag auömacheu iu deu Städten, wo eine große Masse vou Beamten wohnen. Die Städte
Eöln uud Düsseldorf siud uuu zunächst in der Sache vorgegangenuud haben den Landtag ersucht,
mau möge ihuen die auf diese Beamte fallende Quote vollständigaußer Ansatz bringen, indem sie
sagen, es könne doch nur die Intention sein, eine möglichst gleichmäßige Pertheiluug auzustrebeu.
Der ProvinziabVerwaltnngsrath ist diesem Gesuch der Städte beigclrcteu. Sein Votum lautet:
Der Provinzial-Vcrwaltnngsrath ist in eine eingehende Prüfung des Antrags eingetreten und trotz
der geltend gemachten uud cmerkauutcu Schwierigkeiten in der Ausführung der beantragten
Berechnungsweisezu der Beschlußfassunggelaugt, deu Autrag dem hohcu Proviuzial-Landtagcbefür¬
wortend vorzulegen,selbstverständlich uutcr Ausdehnungder beautragteu Maßnahme auf alle anderen
Orte der Provinz, bei deren Steuererhebung das Gesetz vom II. Juli 1822 Auwendnng findet.
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Die vom Proviuzial»Verwaltnugsrath angedeutete Schwierigkeit der Berechuuugsweisc
kann bei dieser Frage nicht maßgebendsein, denn die Städte haben die Berechnung einzureichen,
und bei der diesseitigenVerwaltung erwächst dadurch keine neue Arbeitslast, uub deshalb ist auch
der erste Ausschuß dem Votum bcigetreteu,indem er sagt: „Der I. Ausschußerklärt sich eiustimmig mit
dem anliegenden Referate des Provinzial-Vcrwaltuugsralhes einverstanden,indem durch Geuehmigung
des betreffendenAntrages eine bisher bestehende Ungleichheit der Belastung mit Provinzial-Umlagen
aufgehobcuwird.

Ausdrücklich ist hierbei hervorgehobenworden, daß die Schwierigkeiten, welche durch die
beantragte Verechnuugsweiseentstehe,,, der ProvinziabVerwaltuug uicht zur Last fallen werden."

Marsch all: Ich eröffne die Diseussion. — Es meldet sich Niemand zum Wort. —
Ich schließe daher die Discussiou uud bitte diejenigenHerren, die gegen den Antrag sind, sich zu
erhebe,,. (Es erheben sich 2 Mitglieder.)

Der Antrag ist gegen 2 Stimmen angenommen.
Wir kommen zum nächsten Punkt der Tagesorduuug:
3. Referat des I. Ausschusses über eine Petition der Vertretung der Stadt

Eleve, betreffend Umlage der Provinzialsteuer.
Referent AbgeordneterMarcus verliest das Referat.
In einer Petition ä. ä. 14. Iannar 1879 führt die Vertrctuug der Stadt Eleve auö,

daß der Kreistag des Kreises Eleve, abweichendvon dem Beschlusse des Proviuzial-Landtages, die
auf deu Kreis fallende Proviuzialsteuer nicht nach dem Maßstabe der directen Staats - Steuern,
sondern zur Hälfte nach der Steucrkraft, zur audcru Hälfte nach der Sceleuzcchlumgelegt habe,
wodurchdie Stadt Eleve geschädigt worden sei und richtet an den hohen Landtag die Bitte, er
möge fernerhin die Provinzialsteuer auf die Gemeindenund uicht auf die Kreise vertheilen.

Wie die Petenteu selbst sagen, sind die von ihnen gegen den erwähntenKreistags-Aeschlnß
ergriffenenRecurse noch nicht erledigt. Deshalb und da keine weitere Veranlassungvorliegt, daß der
Provinzial-Landtag eine Aenderungvornehme an dem von dem 22. Rheinischen Proviuzial-Laudtage
beschlossenenVertheilliugs-Modus auf die Kreise — welcher nach 8. 106 der Provinzial-Ordnung
für die östlichen Provinzen auch gesetzlich festgestellt ist — beantragt der 1. Ausschuß, der hohe
Proviuzial-Landtagwolle über die Petitiou der Vertretuug der Stadt Eleve zur Tagesorduuugübergehe,,.

Marsch all: Ich eröffue die DiScusstou.
Abgcorductervon Monschaw: Ich erlaube mir die Frage zu stellen, ob der Kreistag

das Recht hat, die Vertheil,,,,«,nach diesem Modus vorzuuehmeu.
AbgeordneterDietze: Das ist ja eben des Pudels Kern, um deu sich die Sache dreht,

daß wir gar nicht competeutsiud, darüber zu entscheiden, was der Kreistag von Eleve thut. Wir
haben uns im Ausschußsage» müsse»,der Instauzeuzug ist zunächst noch uicht erschöpft und erst
durch deu Instanzenzug wird sich ergebe,,, ob es richtig ist, daß der Kreistag so handelt und nicht
anders, daß wir aber auf alle Fälle uicht competeut siud, ciu Urtheil darüber abzugeben. In
zweiter Linie haben wir gar keine Veranlassung, das, was hier beschlossenworden ist, daß nämlich
auf die Kreife zu vertheilen sei,.und nicht auf die Gemeiudeu,auf Gruud dieser Petitiou abzuändern.

Marschall: Da sich Niemand weiter zum Wort meldet, schließe ich di.e Diseussion und
bitte diejenigenHerren, die gegen den Antrag auf Tagesordnung siud,^sich zu erhebe,,.

(Es erhebt sich Niemand).
Der Autrag ist eiustimmigangenommen.
Wir kommen zum folgendenPunkt.
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4. Referat des I. Ausschusses, betreffend Feststellung der Normalstädte und
Zusammenstellung provinzieller Einschätzungs-Merkmale für die gemäß 8- 20 des
Gebäudesteuer-Gesetzes vom 21. Mai 1861 stattgehabte Revision der Gebäudesteuer-
Veranlagung.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Als Vorsitzender des I. Ausschusses habe ich
Ihnen mitzutheilen, baß Herr von Grand-Ry abgereist ist und Herr College Dietze die Freund¬
lichkeit haben wird, Namens des ersten Ausschusses das Referat zu erstatten.

Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Ich habe voranszuschicken, daß ich im I. Ausschuß
wesentlich die Ansicht geltend machte, daß die ganze Sache etwas pnst toswin kommt. Ueberall
sind die Einschätzungen bereits geschehen, und heute noch von Normalstädten zu sprechen, hat
eigentlich gar keine praktische Bedeutung mehr. Ich werde mir nuu gestatten, das ausgezeichnete
Referat unseres College» von Grand-Ny zu verlesen, und Sie werden die Ueberzeugung
bekommen, daß der I. Ausschuß iu seiuer Auffassung Recht hat:

Das Gebäudcsteuergefctz vom 21. Mai 1861 bestimmt in §. 20, daß die Gebäudesteucr-
Veranlagung alle 15 Jahre ciuer Revision unterworfen werden foll, bei deren Ausführung die in
dem erwähnten Gesetze enthaltenen Vorschriften ebenfalls zur Anwendung kommen muffen.

Unter 8- 8 Nr. 4 dieses Gesetzes ist angeordnet, daß gewisse auf dem platten Lande vor¬
kommendeGebäude iu diejenige Stufe eingeschätzt werden sollen, iu welch« die Gebäude vou derselben
Art und von gleichem oder ähnlichem Umfange in denjenigen Städten eingeschätzt sind, welche für
jeden Kreis zum Zwecke der Vergleichuug durch die Behörde bezeichnet werden, sogeuannte Normal¬
städte; ferner «nk Nr. 5 desselben Paragraphen, daß für jede Provinz die etwa vorhandenen, bei
der Einschätzung der Gebäude zu berücksichtigenden, provinziellen Merkmale zusammengestellt werden
sollen. In beiden Beziehungen muß vor definitiver Bezeichuuug resp. Zusammeustclluug durch die
Behörde der Provinziallandtag gemäß gesetzlicher Bestimmung mit seinem Gutachten gehört werden.

Für die erste Einschätzung im Jahre 1862 haben die zum Proviuzial-Landtag versammelt
gewesenen Stände der Nhcinprovinz unterm 2. Dezember desselben Jahres ihr Gutachten abgegeben.
Am 1. Januar 1880 läuft die erste 15 jährige Periode ab, für welchen Hebungstermin die wefent-
lichen Vorarbeiten im Laufe des Jahres 1878 vorgenommen und beendigt werden mußten. Die
Königliche Staatsregierung hat nun, da der Provinzial-Landtag der Rheiuprovinz zur Behandlung
seiner eigenen Provinzial« oder sonstigen Angelegenheiten nicht zusammentrat, von einer außer¬
ordentlichen Zusammenberufung lediglich zum Zwecke der Berathung über die ,m §. 8 des Gebäudc-
steuer-Gesetzes Nr. 4 und 5 bezeichnetenEingangs erwähnten Punkte Abstand genommen und vor¬
läufig deu Provinzial-Verwaltungsrath der Nheinprovin; durch Rescript der Herren Minister des
Innern und der Finanzen vom 10. April 1878 unter Beifügung eines Seitens des Herrn Finanz¬
ministers nach Nuhöruug der Königlichen Negierungen der Rheinprovinz aufgestellten Städte¬
verzeichnisses, zu einer gutachtliche« Aeußerung mit Rücksicht auf die Bestimmung des ß. 8 Nr. 4
und 5 aufgefordert. Der Proviuzial-Vcrwaltuugsrath ist, wie dies der Verwaltuugsbericht pro
1878 S. 6 genauer darlegt, dem Auftrage dahin nachgekommen, daß er in feiner Sitzung vom
12/13. Juni 187.8 seine Vorschläge hinsichtlich der Auswahl der Normalstädte gemacht, hiusichtlich
der Zufammeustellnng der provinziellen Einfchätzungsmertmale aber erklärt hat, nicht in der Lage
zu sein, solche Merkmale anzugeben, vielmehr dafür zu hallen, das wie die erste Einschätzung, so
auch die bevorstehende Revision der Gebäudcsteuerveraulaguug in der Rheinproviuz nach den gesetz¬
lichen, allgemeinen Vesteuerungs-Merkmalen zur Ausführung zu bringen fein werde.
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Durch Allerhöchstes Propofitious-Decret vom 9. April cr. ist nun unter Nr. 4 der jetzt
versammelte Provinzicil-Landtag aufgefordert worden, dieses Gutachten des Verwaltuugsrathes nach
den näheren Mittheilungen des Königlichen Kommissars seiuer Erörterung zu uuterziehen event,
selbst ein Gutachten über die Feststellung der Normalstädte und die Zusammenstellung provinzieller
Einschätzungsmerkmale abzugeben.

In Ausführung des Allerhöchsten Decretes ist unterm 16. April cr. die Mittheilung des
Königlichen Commissars an den Provinzial-Landtag gerichtet uud dem I. Ausschuß in der Pleuar-
sitznng vom 18. cr. durch den Herrn Landtags«Marschall zugewiesen worden. Nach der eben¬
erwähnten Mittheilung des Königlichen Commissars siud zufolge Miuisterial-Rescriptes vom
7. October vorigen Jahres diejenige» Städte, welche bei der Revision der Gebäudesteuer-Veranlagung
für die Einfchätzmig gemäß ß. 8 Nr. 4 des Gesetzes als sogcuauute Normalstädte maßgebend sein
sollen, seitens des Herrn Fiuauzmiuisters, wie für die übrige» Proviuzeu des preußischen Staates,
so nnch für die Nheinproviu; und zwar für diese im wcfentlichcu iu Uebereiustimmuug mit dem
Gutachten des Proviuzial-Verwciltuugsraths vom 12/13. Juni vorigen Jahres festgestellt nnd die
betreffende» Negieruugen mit entsprechender Weisung versehen worden. Nur die Städte Eleve,
Nuhrort und Duisburg sind abweichend von dem Vorschlage des Provmzial-Verwaltungsrathes
mit Rücksicht darauf, daß sie bei der ersten Veranlagung als Normalstädte aufgestellt wäre», auch
für die Revision der Gebäudesteuer-Veranlaguug beibehalte« worden, Vou einer Zusammeustelluug
provinzieller Einschätzuugs-Merkmale ist hiernach ebenfalls entsprechendder Aeußerung des Provinzial-
Verwaltungsrathes Abstand genommen und lediglich die allgemeinen Bestcuerungs-Merkmale als
geltend angesehen worden.

Das festgestellte Vcrzeichniß der Normalstädte ist dem Verwalnmgsberichtc ä« 1878 in
Anlage L. beigefügt. Bei der stattgehabten Nusschuß-Vcrhaudluug wurde nach Darlegung des
historischen Verlaufes der A»gelcge»heil noch besouders hervorgehoben, daß das vom Vcrwaltungs-
rathe nach eingehender Information bei den Regierungen erstattete Gutachten sich im wesentlichen
an das früher vom Provinzial-Landtage bei der ersten Einschätzung im Jahre 1862 abgegebene
anlehne, die Revision der Gebäudesteuer-Veranlagung auf Gruud der miuisteriellc» Feststellung
bereits stattgefunden habe und das Resultat derselben mit einer Reclamationsfrist von 4 Wochen
den Steuerpflichtigen schon bekannt gemacht sei.

Der Ausschuß beschloß einstimmig mit Rücksicht auf den Verlauf und der Gesammtlage
der Angelegenheit zu beautragen:

„Der hohe Landtag wolle: Von der Abgabe eines besondern Gutachtens, betreffend
die Feststellung derjenigen Städte in der Nheinprovinz, welche als sogenannte Normal¬
städte für die Einschätzung der im ß. 8 Nr. 4 des Gebäudesteuergesetzesvom 21. Mai
1861 bezeichneten Gebäude maßgebend sein sollen, sowie von der Zusammenstellung der
Einschätzungs-Merkmale für die Nheiuproviuz iu Gemäßheit der Bestimmung unter
Nr. 5 des ß. 8 I. o. Abstand nehmen und dem Gutachten des Provinzial-Verwaltungs-
rathes vom 12/13. Juni v. I. in beiden Beziehungen lediglich beitreten."

Marschall: Ich eröffne die Diskussion. — Es meldet sich Niemand zum Wort, ich
schließe die Discussion und bitte diejenigen Herren, welche gegen den Antrag sind, sich zn erheben. —
Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zu
5. Autrag des I. Ausschusses auf Dechargirung der Eeutral-Verwaltuugs

Nechining pro 1876/77.
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Referent Abgeordneter Rautenstrauch: Die Prüfung der Rechnung der Provinzial«
Verwaltung ist in der Weise vorgenommen worden, daß die einzelnen Positionen mit den Belagen
verglichen wurden, und da hierbei nichts zu crinueru gefunden, so unterbreitet Ihnen der I. Aus¬
schuß deu Antrag, dem Rechnungslcger Dccharge zu ertheilen.

Marschall: Ich eröffne die Discussiou. — Da sich Niemand znm Worte meldet, schließe
ich die Discussiou und schreite zur Abstimmung.

Der Autrag auf Ertheilung der Entlastung wird eiustimiuig angenommen.
Wir gehen weiter zn
6. Referat des III. Ausschnsscs an deu Proviuzial-Landtag, betreffend die

Verminderung der Ausgaben für die Irrenpflegc.
Referent Abgeordneter Kacfcu: Der lll. Ausschuß hatte vor zwei Jahren die nicht

beneidenswerthe Aufgabe, über die damals jedcufalls lrauthafteu Zustände unserer ncncn Irren«
anstalten zn berichten, und zwar gegenüber einer in der ganzen Provinz verbreiteten Mißstimmung
ob der uuüberschbarcn Lasten, mit denen der Ban und die Verwaltung dieser Anstalten den Steuer«
zettel bedrohte.

Die Ueberschrcitung der ursprünglich augcuommeucu Baukosten ist nicht mehr rückgängig
zu macheu.

Dagegen erfüllt der III. Ausschuß eine cmgcnchme Pflicht, indem er dem Provinziell«
Verwaltungsrathe eine rückhaltlose Anerkennung zollt für einen Bericht, welcher an Klarheit
und Vollständigkeit nichts zn wünschen übrig läßt, uud für Vorschläge, welche deu festen Willen
bekundeu, trotz partiellen Widerstandes, die Irreupflcge der Nhcinprovinz aus dem Nebel des Un«
berechenbare«, in die richtigen Bahnen einer gesunden wirthschaftlichcn Behandlung überzuführen.

Die Besprechung der Vorlage, so wie die Prüfung der sie begleitenden Etats für 1879/80
hat den Ausschuß unzweideutig crkenneu lasseu, daß Vieles gebessert ist, und es kann heute mit
Zuversicht erwartet werde», daß unter Mithülfe der Herren Oberbeamten, welche bei den Bera¬
thungen die dctaillirtesten und sachgcmäßestcu Erläutcrungcu gegeben, damit also bewiese» haben,
daß sie ihres Stoffes Herr sind, die große Aufgabe einer rationellen Irrenpflege zur Befriedigung
Aller und zum Scgeu der Provinz gelost werden wird.

In diesen Worten ist ausgcsprocheu, daß der III. Ausschuß deu in dem Referate des
Provinzial-Verwaltungsrcithes niedergelegten Ansichten zustimmt, und es erübrigt daher nur die
Besprechung der am Schlüsse der Vorlage präcisirten Vorschläge.

Der erste Vorschlag:
„die Irreu - Abtheiluug Trier durch Uebcrführimg der Insasse» »ach Mcrzig ans«
zuhebeu"

empfiehlt sich aus verschiedene» Gründen, welche theilweise bei der Behandlung anderer Projekte
entwickelt werden sollen.

An dieser Stelle genügt der eine, in dem Referate des Provinzial-Verwaltnngsraths
Seite 9 I^itr. I) lllinoa 2 bezeichnete, für sich Mein durchschlagende Grnnd,

„daß die Irren«Abtheiluug Trier auch uicht deu allerbefcheidensten Anforderungen
entspricht."

Es muß alfo hier aufgeräumt werden.
Auf den folgenden Theil des Vorschlages:

„für diefe ca. 120 Irren einen Ausnahme - Pflegesatz von 90 Pfg. anstatt des allge^
meiucu Satzes vou 1,10 Mark festzustellen,"



antwortet der III. Ausschuß mit dein Gegenvorschläge, den Satz für Irrenvfleglingc aus allen
Bezirken und für alle Anstalten uon 1,10 Mark ans 1 Mark pro Tag zu rednziren.

Ein rechtlicher Grund, dein Regierungs^Bezirt Trier eine Ausnahmestellung in der Provinz
zn schaffen, cMirt nicht, und es ist nicht versucht wordeu, eiueu solchen zu entwickeln. Dagegen
wurden mit großer Zähigkeit Billigkeitsgründc in's Feld geführt, nnd diese darauf gestützt, daß
viele Gemeinden des Regierungs-Bezirts Trier arm feien und daß es dieselben hart treffen würde,
wenn fic jetzt 10 "./« für den Unterhalt ihrer Irren mehr als bisheran zahlen müßten.

Diesem gegenüber wurde angeführt, daß in den übrigen Negicrungö - Bezirken ebenso wie
in Trier sehr arme Gemeinden cxistiren und daß trotzdem diefe Gemeinden schon seit längerer Zeit
höhere Sätze tragen als diejenigen, wogegen Trier sich heute sträube. Es wurde ferner betont,
daß durch die Ucberführung nach Merzig den Irren Triers die Wohlthat eines bei weitem besseren
Aufenthalts gewährt werde. Besonders wurde aber darauf hingewiesen, daß die einzige Ursache des
im Laudarmenhause Trier bestehenden billigeren Pflcgesatzcs die schlechtere Vekostiguug sei, da diese
für Trier mit nur 45 Pfg. in Rechnung stehe, während der Provinzial - Verwaltungsrath in allen
übrigen Anstalten 62 Pfg. als Minimalfatz betrachte, unter welchen man nicht gehen dürfe; da
lllfo die Irren in Zukunft um 30 °/o besser ernährt würden, so sei es nicht hart, wenn dafür 10 >
mehr bezahlt werde.

Endlich wurde dem Ausfchuß mitgetheilt, daß die Königliche Regierung zu Cobleuz die
sofortige Entlastung der überfüllten Pflege - Anstalt St. Thomas um 80 bis 100 Köpfe gefordert
habe, daß dadurch der Bezirk Eoblenz in eine Nothlage gerathe nnd auf dem Petitionswege ver¬
lange, daß die Provinz diefe 80 bis 100 Insassen ebenfalls zu dem rebuzirten Satze von 85 oder
90 Pfg. aufnehme.

Da Alles was für Trier geltend gemacht werden konnte, auch für Eoblenz zutreffend sein
würde, so blieb der III. Ausschuß uach einer zweiten Berathung bei seiner Auffassung, daß die
Provinz ein Ganzes sei, in welcher Sonderstclluugcn vermieden werden müssen und beschloß fast
einstimmig, auf sciuem Porschlage zu beharren, also den Pflegcsatz auf 1 Mark für Alle und
Jeden festzustellen.

Der Vorschlag des Provinzial-Verwaltungsraths, betreffend die Aufnahme der Epileptischen
Shphilitischcn lc. wurde einstimmig angenommen.

Der fernere Vorschlag des Provinzial-Verwaltungsraths, zwischen die bisherige 2. Classe
und die Elasse der Pfleglinge eine neue Classe einzufchiebeu, wurde als vollständig berechtigt aner¬
kannt, uud es erledigt dcrfelbe, wie der Provinzial-Verwaltungsrath in seiner Vorlage sagt, die
schon vor 2 Jahren Seitens des Ausfchusscs ansgesprochcnen Desiderien.

Das Wärtcrpcrsonal hat Anspruch ans bessere Kost, als die Pfleglinge der nnterstcn
Volkstlafsen; außerdem werde» Kranke überwiesen, welche zwar ohne Vermögen, doch in gesunden
Tagen in besseren Verhältnissen gelebt haben und denen gegenüber es eine Härte ist, sie mit dem
Gros der Insassen zusammen zu werfen, aus denen die unterste Classe gebildet ist.

Von den obersten Classen gab nur die Classe I Anlaß zu Erörterungen. Die Directoren
wünschen eine Ermäßigung und der Ausschuß hielt es für irrelevaut, ob die wenigen Köpfe 1 Mark
mehr oder weniger zahlen. Es wurde die Ansicht kund, daß der Zufluß dieser Kranken nur in
geringerem Maße der Anstalt und deren Preisen, sondern in erster Linie dem größeren oder
geringeren Rufe zuzufchreibeu fei, den sich der Anstaltö-Director erworben habe.

Es wnrde von einigen Seiten bezweifelt, ob überhaupt die Anstalten in Bezug auf die erste
Classe jemals den zahlreichen Privat - Anstalten in der Provinz mit Erfolg Concurrenz machen
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würden, da diese mit viel weniger Personal arbeiten und einfacher verwaltet werden als öffentliche
Anstalten, Man war zwar der Anficht, daß, wäre eine erste Classe nicht vorhanden, wären die
Gebände nicht dafür mit großen Kosten errichtet, man nicht für deren Einrichtung stimmen werde;
da aber, wenigstensrechnungsmäßig,kein Verlust dabei zu Tage trete, fo könne man sie vor
läufig belassen.

Der III. Ausschuß beantragt also den ganzen ß. 2 der Vorlage, wie sie Seite 16 nnd 1?
foimulirt ist, anzunehmen.

Marschall: Ich eröffne über den Antrag des Ausschusses die Generaldiscnssion.
Abgeordneter v. Eynern: Ich kann mich mit dem Vorschlage des Ausschusses, den

Verpflegungssatzfür alle Anstalten auf l M. zu fetzeu, nur bedingungsweiseeinverstandenerklären,
nnd glaube, daß die Wirkung einer solchen Maßregel keine sehr günstige für unsere Anstalt sein
wird, besonders nicht für Orafenberg. Der RegierungsbezirkDüsseldorf hat ungefähr ^ der
Einwohner der ganze» Provinz. Die Anstalt Orafenberg ist im Etat mit 37? Kranken ange^
uommen; die Zahl ist aber fchon jetzt auf 400 gestiegen nnd wird sich wahrscheinlich auf 450 bis
500 steigern. Setzen wir den Pflegefatz auf 1 M. statt 1 M. 10 Pf. fest, so wird unzweifelhaft
in sehr kurzer Zeit eine Ueberfüllung diefer Anstalt eintreten. Die Departementalanstalt zu
Düsseldorf verpflegt die Kranken zu 1 M., und die Stadt, welche ich vertrete, hat trotz dieses
Satzes 4? Geisteskrankein Orafenberg untergebracht, weil hier die Verpflegung eine bessere ist.
Da jedenfalls der Wunfch überall hervortritt, die Geisteskrankenda unterzubringen, wo die Vcr
forgung am besten ist, so werden wahrscheinlichsehr viele Kranke aus dieser Departement«!-
Irrenanstalt nach Grafenberg befördert werden, und das wird von anderen Städten nnd Kreisen
im gleichen Maße der Fall sein. Auf diese Weise würde sehr bald eine Ueberfülluug der Anstalt
in Orafenberg eintreten und der ß. 1 des Reglements in Kraft treten.

Eine derartige Ueberfüllnngwird aber nur geschehen können auf Kosten der Gemeinden;
denn wenn keine Freistellen mehr vorhanden sind, muß die Gemeindesehen, wo sie mit ihren
Kranken bleibt. Ich möchte darüber die Ansicht des Provinzial-Verwaltungsraths hervorrufen, zn
welchem Pflegefatz die aus den übrigen Anstalten der Provinz in Orafenberg aufzunehmenden
Kranken auf die einzelnenRegierungsbezirkewieder vertheilt werden, da in jedem Regierungsbezirk
die Kosten der Unterhaltung verschieden sind? Ich möchte deshalb beantragen, um die Wirkung
dieses niedrigen Satzeö auf 1 M. erkennen zu können, daß hinter „Anstalt" eingeschaltetwerde:
„Der Satz wird auf 1 M. festgesetzt,vorläufig auf die Dauer von zwei Jahren " Nach Verlauf
diefer Frist würden die einzelnenGemeindendie Wirkung übersehenkönnen, nnd die Frage wieder
angeregt werden können.

Referent AbgeordneterKaescn: Es kann unmöglich ein Zweifel darüber obwalten, daß
der Provinzial-Landtag den Satz nach 2 Jahren erhöhen kann, wenn er einsieht, daß die Maßregeln
nicht vernünftig gewefen sind. Die der Anstalt Orafenberg bevorstehenden Zustände hat man schon
bei dem ersten Gedanken an die Irrenanstalt vorherseheu können. Denn wenn sich bei dem
RegierungsbezirkAachen mit ^ Millionen Einwohner das Bedürfniß zu einer Anstalt von 300
Köpfen herausstellt, dann dürfte die Anstalt des RegierungsbezirksDüsseldorf mit 1'/2 Millionen
Einwohner zu klein fein. Das wird Gegenstanddes Ausgleichesder verschiedenen Anstalten sein,
und es wird auf den Modus ankommen,nicht wie den verschiedenen Regierungsbezirkendie Ver¬
pflegungssätze berechnet werden, sondern wie die Kosten der Erbannng einer Irrenanstalt zu vertheile»
sind. Diese Angelegenheit wird Sache des nächstenLandtags fein, wo die Fragen weiter geführt
sein werden, Ais jetzt ist nach dem Referat des Provinzial Verwaltungsraths in den 4 eröffneten
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Anstalten für 1 500 Kranke die allerbequcmste Versorgung möglich, und es läßt sich wohl daraus
schließen, daß noch immer mehr Kranke aufgenommenwerden können. Auf Seite 4 des Referats
steht: „Es tonnen nämlich unter Freilassung der nöthigen Reservestationeuauf das Allcrbequemste
aufnehmen: Andernach 300 Kraute, Düren 450, Grafenberg 450, Merzig 300, zusammen 1500
Kranke." Unter Hinzurechnungder Freistellen wird Raum für 2 000 Kranke vorhanden sein.
Ich glaube nicht, daß eine Uebcrfülluug sämmtlicher Anstalten für die nächsten2 Jahre statt¬
finden wird.

AbgeordneterFriederichs: Meine Herren! Ich möchte Ihre Aufmerksamkeitin eiuer
Beziehung in Anspruchuehmeu. Ich gehöre zu denjenigen,die heute mit großer Genugthuung das
Urtheil des dritten Ausschusses über den jetzigenZustand des Irrenwesens eutgegcngeuommen haben.
Es steht scharf im Gegensatz zu jenem Achselzucken und zu den bedenklichen Mienen, die wir über
das Irrenwesen beim vorigen Landtag hier wahrnehmen mußten. Die Reorganisation des Irren¬
wesens, wie sie vor Jahren beschlossen wurde vom hohen Landtag, ist, so weit ich es erkcnuen
kanu, bis jetzt im Wesentliche»uur iu baulicher Hinsichtbetrieben worden, und soviel ich weiß,
liegt der inneren Verwaltung lediglich die frühere Einrichtung von Siegburg noch zu Grunde.
Ich möchte deshalb dem hohe» Laudtag empfehlen, daß er nunmehr auch die Neorgauifationin der
inneren Verwaltung, fowohl in der wirthschaftlichcu, wie wissenschaftlichen, sofern sie eben sich als noth¬
wendig ergibt, iu Angriff nehme, und erlaube mir dem Zwecke folgenden Antragzu stellen: In Anbetracht,
daß die Reorganisation des Irrcnwcseus in der Rheinprovinz wesentlich bisher nur in baulicher
Hinsichtbetrieben und demnächst zu ihrem ersten Abschluß gelangt, beantragt der Unterzeichnete:

„Der hohe Landtag möge eine Commissionernennen, in der namentlich auch die
Psychiatrie fachmännischvertreten ist mit der Aufgabe,nach möglichst genauer Kcnnt-
uißuahme der Verwaltungen hervorragender Irrenanstalten im Iu- uud Auslande und
weiteren einschlagenden Vorarbeiten zu zeitgemäßer practischcrNeorgauifation unsrer
betreffenden Verwaltung dem nächsten Landtage eingehendenBericht zu erstatten,
beziehungsweise Vorschlägezu machen."

Ich bin nicht in der Lage, meine Herren, Ihnen darüber ganz genaue Erfahrungen mit¬
zutheilen; soviel ich indeß seit dein vorigen Landtag als Laie in der Sache z. V. von Frankreich
sowohl wie von Elsaß Lothringen habe erfahren können, so scheinen mir dort von hier wesentlich
abweichende Einrichtungen zu sein, die durchaus der Prüfung werth sind, und ich bezweifle nicht
daß die eine oder andere später hier eingeführt wird. Ich empfehleIhnen daher meinen Antrag
zur Annahme.

Abgeordnetervon Eynern: Meine Herren! Ich möchte mir doch erlauben, meinen Antrag
aufrecht zn erhalten, daß festgefetzt werde, daß dieser Satz von 1 Mark nur für die nächsten
2 Jahre gelten soll. Wenn sich das auch von selbst versteht, meine Herren, so ist es doch sehr
lchwer, von einem so allgemein festgestellten Satz später wieder abzugehen. Es ist sehr leicht,
denselben später wieder zu ermäßigen,aber sehr schwer, denselben wieder zu erhöhen. Ich möchte
aber auch im Interesse der Gemeinden,die ihre Krauten diesen Anstalten schicken, wünschen, daß
dieselben darauf aufmerksamgemacht werden, daß dieser Satz nicht dauernd feststehen kann, fondern
abänderungsfähig ist. Ein halbes Jahr vor dem Ablauf der nächsten Periode werden z. B. die
Kranken hingefchicktzu einer Mark. Die Gemeinden stellen den Etat fest, und wenn nach einem
halben Jahr dieser Satz abgeändert werden muß, so muß auch der Etat aller der Gemeinden, die
Kranke hinschicken, wieder abgeändert werden. Es ist also gut, daß nach dieser Richtung hin die
Aufmerkfamkeit der Gemeindendarauf gelenkt werde.



«>8

Abgeordnet« Bremig: Meine Herren! Gestatten Sie mir zunächst, daß ich meine große
Freude darüber aussprcche, baß der Bericht des !;. Ausschusses dem ProviuzialGerwaltuugsralh
und allen denen, die in der Irrenpflcge mitgewirkt haben, ein so großes Wohlwollen entgegen¬
gebracht hat. Es waren ja nicht ganz erquicklicheKämpfe, die wir das vorigemal in dem Ausschuß
geführt habeu, aber meine Herreu, es waren Kämpfe, die zu dem Resultat geführt haben, daß der
Ausschuß heute das aussprcchen dürfte, was in dem Referate niedergelegt ist, uud es thut mir
nur leid, daß unfer hochverehrter College Friederichs durch feiuen Antrag doch einen kleinen
Mißtou in die Sache briugt. Während wir, der Provinzial-Verwaltungsrath uud sciue, ich darf
es aussprechen, vortrefflichen Beamten, insbesondere der Oberbeamte, iu dessen Händen jetzt das
Irrenwesen sich befindet, dahin streben, daß von der Zentralstelle aus eiu mehr einheitliches Ver¬
fahre« für die Verwaltung der Anstalten eingeführt wird, was ja anf ganz gewaltige Hindernisse
stoßen wird, soll nach dem Antrag des Herrn Friedcrichs eigeutlich jede Austalt für sich abgesondert
dastehen, wie ich mir denke, unter einer Commission, oder dergleichen, Oder aber, wenn nicht für
jede Anstalt eiue Commission, so soll doch wiederum eine neue Commission gewählt werden, die
neben dem Proviuzial-Verwaltungsrath stehen würde und sich ganz besonders mit dem Irrenwcscn
zn bcfasfcn hätte. Ich denke mir, daß man sich in dieser Commission wohl auch ciuen Arzt höheren
Rufes zu deuleu hätte, und es würde also eine ganz neue Behörde geschaffen, die neben dem
Proviuzial-Vcrwaltuugsrath stünde und einen der wesentlichsten Zweige der Proviuzial-Verwaltung
für sich iu die Haud uud aus oeu Händen des Provinzial-Vcrwaltnngsraths wegnähme. Anders
kann ich den Antrag nicht cmffasseu. Aber, meiue Herren, je mehr Behörden Sie schaffen, desto
weniger wird nach meiner Erfahrung die Sache gefördert. Ich glaube, meiue Herreu, nachdem der
Provinzial-Vcrwaltuugsrath diese Bahn betreten hat, die Sie heute durch das Referat vcrnommeu
habeu, dürfte» Sie auch das volle Vertrauen haben, daß die Irrenanstalten für die Zutuuft uicht
blos dem Steuerzahler gegenüber uicht mehr das «zniant torrilil« sein werden, sondern daß anch
für die Insassen alles das zu erstrebe« gesucht wird, was für die uuglücklicheu Mcuscheu herbei¬
geführt werden kann. Demnach, meine Herreu, würde ich Ihneu vorschlagen, den Antrag Friederichs
uicht anzunehmen.

Bezüglich der einen Frage, welche uns noch beschäftige» wird, betreffend die Anträge des
Proviuzial-Berwaltuugsraths, einen Pflegefatz für 4 Klaffen eiuzurichteu, vorausgesetzt, daß Sie
mit den anderen einverstanden sind, hat der Proviuzial-Verwaltungsrath geglaubt, aus Äilligkcits-
rücksichtcu für Trier eine Ausnahme Ihnen vorschlagen zu sollen. Rechtliche Momente für diese
Ausuahmestelluug liegen nicht vor. Trier hatte bis dahin im Landarmcnhause eine Irrenabtheilnng,
eine Abtheilung, wie man sie früher nannte, für Unheilbare, und war in der Lage, für einen
billigen Satz diese Kranken unterzubringen. Aber meine Herren, ich bin mit der Ansicht des
Herrn Referenten vollständig einverstanden; dieser billige Satz basirtc ebeu auf der gauz schlechten
Verpflegung, uud wenn die Irren ordentlich verpflegt worden wäreu, würde mau uns diesen
billigen Satz nicht vorhalten können. Aber der Pflcgcsatz von 90 Pf. pro Kopf und Tag, den
man für Trier angenommen hat, ist den Verhältnissen, bei einigermaßen ordentlicher Verpflegung,
ziemlich entsprechend, und wir würden also in die Lage versetzt worden sein, für Trier eine voll¬
ständige Ausnahmestetluug bezüglich der Nehaudlung seiner Pfleglinge zn schaffen. Iu dem Augen¬
blicke, wo das Referat über diefe Vorschläge des Proviuzial-Verwaltuugsraths bekannt wnrdc, da
wurde es im Verwaltnugsausschuß der Pflegecmstalt „St. Thomas", im Regierungsbezirk Koblenz
mit Freuden begrüßt, daß mau iu Zukuuft in Anstalten der Provinz für einen billigeren Satz als
1 M. 10 Pf. verpflegen würde, wenn der Vorschlag Annahme fände. Selbstverständlich machte
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cö sich nun der Ausschuß zur Aufgabe, in dieser Beziehung auch hier bei dein hohen Hause vor¬
stellig zu werden. Wir siud nämlich bezüglich der Pflegeaustall des RegierungsbezirksKoblenz
nicht besser gestellt wie Trier. Zt. Thomas hat bis dahin durchschnittlich!^0 -^00 Kranke
gehabt, bis die KöniglicheRegierung vor etwa 14 Tagen den Beschlußfaßte, wonachsie eine
Reduktiondieser Anstalt um 100 Individuen aussprach. Es werden also in Trier 109 Pfleglinge
aus dem Armenhauseherübertreten müssen und aus Koblenz100 hinausgeworfeu; dcmu wird es
den Gemeinden überlassen,zu thun, was sie für gut befiudcu; wo sie die Kraukeu unterbringen,
ist ihre Sache.

Wenn also eine Anönahmestellnngfür Trier geschaffen werden sollte, daun konnte man
sie Koblenz nicht versagen; denn die Verhältnisse sind insofern noch greller bei nus, weil wir große
Kosten aufgebrachthaben für die Kranken,welche in der Pflegeanstalt im Regierungsbezirk Koblenz
unterhalten werden. Für Koblenz könnte sich aber die Sache noch schlimmergestalten resp, für
die Provinz günstiger, weil die ganze Einrichtung der Pflegcanstalt in Koblenz eigentlich auf gar
keiner rechtlichen Basis beruht. Unser Landrath Herr v. Frentz, der in der letzten Zeit dieser
Frage näher getreten ist, wird das bestätigen tonnen Heute ist mir von einem Mitglied der
Eommissionein Schreiben eingegangen,worin derselbe auch uuserc Ansicht theilt, daß keine rechtliche
Basis besteht,und daß, wenn die Kreise, welche bisher zu den Kosten herangezogenworden sind,
morgen erklären, wir zahlen nicht mehr, sie rechtlich nicht dazn gezwungenwerden können. Ich
frage dann, was thnt die Provinz für die Vcrpflegnug dieser 300 unglücklichen Menschen? Ich
habe es deshalb begrüßt, meine Herren, nachdemich die Berechnung auch für St. Thomas vor¬
geführt habe, daß der dritte Ausschußmciues Erachtens ganz torrett gesagt hat, eine Ausnahme¬
stellung soll für teiuen Regierungsbezirk geschaffen werden, aber eine Erleichterung nach der
Richtung hin eintreten, daß der Verpflegungssatzvon 1 M. 10 Pf. auf 1 M. erniedrigt werde.
Auf diese Weise treten in der Provinz keine Ungleichheitenein; wenn die Sache für Trier recht¬
lich ist, muß sich Koblenzdarin fügen; die Sache wird, was von großem Werthe ist, einheitlich
behandelt. Ich bitte deshalb, die Vorschlägedes Ausschusses auzunchmcn.

Referent AbgeordneterKaesen: Die Petition von Eoblenz, wovon im Referat die Rede
war, ist mittlerweile eingetroffennnd liegt vor; sie würbe dnrch ein besonderesReferat erledigt
werden könueu.

Was zunächst die Vorschläge des Herrn Friederichö betrifft, so habe ich für meine Person
»och keine Zeit gehabt, darüber nachzudenken.Mir will es aber scheinen, als wollten Sie zu
der Verwaltung der Irrenanstalt, wie sie heute schou besteht, uoch ciu Glied uuter dem Titel
„Kuratorium", oder „cnnuoil äo Zurvoillllnou", oder unter irgend einem anderen Namen eiuschiebeu,
so daß ich für meine Person irre werden könnte, wer die Irrenanstalt leiten sollte. (Heiterkeit.)
Man kann auch zu viel leiten. Es ist ja ganz richtig, daß, wenn wir irgend eine Verwaltung
über eine Anstalt haben, besondere Mitglieder erwählt werden, die sich mit der Anstalt speziell
beschäftigen. Wenn wir aber für jede der 4 oder später 5 Anstalten ein besonderes Kuratorium
ernennen, dann würbe wahrscheinlich jede Anstalt wieder auf eine audcre Art geleitet werden. Daß
in dieser Hinsicht die Ausichen weit auscinandergchcn,hoffe ich Ihnen in diefen Tagen durch ein
Nefcrcit klar zu legen.

Ich möchte Ihnen aber einen anderen Vorschlagmachen, wodurch Sie in ihren Beschlüssen
«icht präjndizirt sind. Wenn nämlich der Anstalt Orafenbcrg eine große Anzahl Irre als Pfleg¬
linge zugeführt nnd die Anstalt, womit Herr von Ehnern drohte, überfüllt wird, dann möchte ich
vorschlage», dcu Vcrwaltuugsrath zu ermächtigen, dann wenigstens diese Krauten uicht so aufzu-
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nehmen, wie die Anstalten sie uns zuweisen, — denn die Anstalten, seien sie Departement«!- oder
andere Anstalten, werden uns dann den Schund, den Ausschuß zuführe», — sondern nur Kranke
in richtigemVerhältnisse aufzunehmen,und nicht solche, welche gar uichls mehr leisten tonnen.

AbgeordneterConze: Ich gehe auf die ciuzelneuPunkte, welche der geehrte Herr Vor¬
redner bereits vorgetragen, nicht ein. Soviel ich weiß, sind wir noch bei der Gcneraldistussion
Herr von Ehnern hat ebenfalls einen speziellen Punkt hervorgesnchtuud deuselben für sich
behandelt. Meines Wisseus stehen wir bei der allgemeinen Besprechung, der Verminderung
der Ausgaben für die Irrenpflege, uud in diesem Sinne erlaube ich mir, eiuigc Bemerkungen noch
über das, was der Herr Referent gefugt hat, zn machen.

Vorab muß ich bemerken,daß sowohl Herr Ar einig als auch der Herr Referent den
von Herrn Friederichs gestellten Autrag nicht ganz richtig aufgefaßt haben. Herr Friederichs
wollte ohne Zweifel nicht die Einsetzung eiues Kuratoriums für jede einzelneAnslalt vorschlagen,
souderu proponirte eine Kommission, welche im Einverständnis;mit dem Provinzial-Verwaltiingsrath
eine Reorganisation uud Verbesserungenin der Verwaltung überhaupt erwäge» und darauf hin
künftig Vorschlägemachen soll. Es war nur eine Ncbenbemcrtungdes Herrn Fliederichs, indem
er auf die französischeEinrichtung hinwies, wo ein cnnsnil cl« »ni-voillllneo besteht. In das Lob
des Referenten über das Referat stimme ich vollständig ein; der Bericht ist eine außerordentlich
klare Darlegung und gibt ein reiches Material zur Beurtheilung der Lage und auch der anfge-
worfcueu Frage, in welcherWeise eine Verminderung der Kosten des Provinzial-Irrcuwcsens herbei¬
zuführen sein niöchte. In dem Referat tritt allerdings das Bild unseres Irrenwcfens aus der
nebelhaften Unklarheit hervor. Ich kann nur — das ist meine private Empfindung — nicht
sagen, daß das Bild, welchesaus diesem Nebel hervortritt, mich so angcuehm berührt, wie es
scheint bei dem III, Ausschuß der Fall geweseu zu seiu. Wenn wir vor zwei Jahren das Bild
einer großen Verwirruug — ich darf den Ausdruck wohl in uicht böfem Sinne gebrauchen—
vor uns hatten, fo haben wir jetzt fehr geordneteVerhältnisse. Aber es fcheint doch, daß diefe
Ordnung auf Kosten des Prinzips geschehen ist, daß die Reorganisation der Gruudlage des ganzeu
Irrenwesens nicht mehr entspricht. Die Anstalten find wesentlichals Heilanstalten begründet
worden. Die Beschlüsse, welche uns heute vorliegen, oder uns hier zugemuthct werden, scheinen
mir ganz nothwendig,wie es ja bei dein einen Punkte der Ermäßigung des Pflegesatzes nachge¬
wiesen ist, den Erfolg haben zu müssen, daß diese Heilanstalten sich sehr bald in Psicgeanstalten
verwandeln werden. Ich sprach kürzlich mit eiuem Anstaltsdirector nnd fragte ihn, wie er über
diesen Pnnkt denke. „Ja," sagte er, „ich werde meine Unheilbaren gar nicht mehr los, denn daß
diejenigen,welche in den Anstalten verpflegt sind und sich als unheilbar erweisen, nicht hiuaus-
gewiefen werden, das scheint mir ganz gewiß." Ebenso werden die siechen Irren, deren Aufnahme
uns angesonnenwird, einen raschen Zuwachs liefern und zwar wiederum auf Kosten des Prinzips
der Heilanstalten. Mir liegt auch die Petition des ärztlichen Vereins von Coblenz vor, nnd darin
ist meiner Meinung nach sehr überzeugend nachgewiesen,daß die Ueberfüllung der Austalteu die
Heilzwecke wescutlich beeinträchtigt. Ich bedcmrc grade bei diesem Punkt sehr, daß die Petition
des ärztlichenVereius nicht gleichzeitigmit dem Referat verhandelt worden und zum Vortrage
gekommen ist. (Sehr wahr.)

Sodann scheint mir, daß das Referat mit eiucr gewiffeu Drohung gegcu die leiteudcu
Direktoren endigt uud deren Selbständigkeitzu beschränke» droht. Damit aber gerathen wir auf
ein Gebiet, das verhänguißvoll für die Entwickelungdes Irrenwesens werden muß. Hätten wir
blos Pflegeanstalten,dann wäre es ganz leicht, durch ein Reglement die Sache zu orduen. Da
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es sich aber um Heil-Anstalten handelt, wo die geistige Qualität des Direktors in Frage kommt,
so halte ich es für höchst bedenklich, wenn die freie Bewegung desselben etwa noch beschränkt werden
sollte. Zu meinem großen Bedauern habe ich erfahren, daß alle diese Punkte, über welche sich das
Referat bezüglich Verminderung der Ausgaben der Provinz für die Irrenpflege ansspricht, den
einzelnen Direktoren, den Sachverständigen in unserer Verwaltung, nicht vorgelegen haben. Die¬
selben sind nur diskussive über die einzelnen Gegenstände abgefragt worden. Die Gutachten über
die einzelnen Fragen liegen nicht vor. Ich glaube doch, daß man es diesen Männern schuldig ist,
ihnen Gelegenheit zu geben, sich über solche spezifisch-medizinischeFragen zu äußern. Ich lese hier
zwischen den Zeilen, daß sich bereits zwischen den Leitern der Austalten, den Direktoren und den
Beamten des Verwaltungsrathö eine gewisse Friction herausgebildet hat und halte das auch für
ganz unvermeidlich. Denn iu der That stehen sich eigentlich nur Ü Personen einander gegenüber,
der Direktor und der Decernent. Ich will damit die Thätigkeit des Provinzial-Verwaltungsraths
nicht im allergeringsten heruntersetzen; aber ich glaube doch, wer die Natur solcher Verwaltungs-
Verhaudlnngen kennt, der wird zngebcn müssen, daß mehr oder weniger der Proviuzial-Verwal«
tnngsrath immer durch die Augeu des Dcccrueuten sehen wird.

Ganz beiläufig will ich uur bemerken, daß grade diese persönliche Gegenüberstelln»»! schon
durch ein „cm^eil cl« »nrv<Mu,ncn" wesentlich verbessert werben würde, noch mehr aber, wenn
die medizinische» Sachverständigen Gelegenheit hätten, auch in </<>rvor« sich über diese Angelegen¬
heiten zu äußern, und möchte wüuschen, daß ein ärztlicher Veirath als berathende Stimme
gehört würde.

Alles das sind Frageu, die ich nicht vorweg nehmen will, die aber in einer Commission,
welche eine Reorganisation untersuchen soll, zur Sprache komineu könnten. Ich habe den Eindruck,
daß das Ganze der vorliegenden Vorschläge auf etwas Anderes hinausgeht, wie wir wüuschen,
nämlich nicht auf wirkliche Heilanstalten.

Was die Verminderung der Kosten für die Irrenpflege angeht, so liegt in der Centralisation
überhaupt eine große Gefahr. Es ist ja nothwendig, einen Normaletat aufzustellen. Aber Sie
werden es dann niemals zu Wege briugen, eine Anstalt mit einer anderen gleich zu stellen, sondern
immer die eine oder andere etwas begünstigen müssen. Wenigstens ist mir von Sachverständigen
gesagt worden, daß sich der Betrieb der einzelnen Anstalten sehr verschieden gcstalle; die eine Anstalt
arbeitet billiger wie die andere. Nun kommt aber hiuzn, daß im Etat das Bedürfniß der Anstalten
«ach dreijährigem Durchschnitt vermerkt wird. Wenn eine einzelne Anstalt Ersparnisse macht, so
ist sie damit auf dem Wege, ihre Zuschüsse zu vermindern; aber der Direktor ist durch diese Ein¬
richtung gar nicht geneigt, auf Ersparnisse zu denken, um so weniger als dieselben anderen Austalten
wieder zu Gute kommen. Er hat nie Gelegenheit, für sich resp, für feine Anstalt zu sparen. Ich
glaube, daß in dieser Beziehung die Centralisation für Ersparnisse gar nicht von Nutzen ist.

Auch diese Frage würde iu dem von Herrn Friederichs beantragten Comitü wohl erwogen
und daraufhin Anträge gestellt werden können. Meines Erachten« ist die Centralisation im Allge¬
meinen nicht heilsam, und sie darf sich nur auf die Kontrolle und die Feststellung von allgemeinen
Prinzipien beschränken; die Verwaltung selbst müßte dezentralisirt und jeder Anstalt die möglichste
Freiheit gewährt werden. Denn nur iu dieser Weije töuuen Sie eine herzliche Theilnahme für dir
Anstalten schaffen. Wollen Sie, daß sich die Verpflegung in den Anstalten regle, dann empfehle
'ch Ihnen die Dezentralisation, und wollen Sie für die Anstalten wirtliche Liebe und Theilnahme
>" der Provinz erwecken, dann geben Sie auch innerhalb der Provinz recht vielen berufenen Männern
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Gelegenheit, an diesem Werke mitzuarbeiten, und legen Sie es nicht in die Hand eines Ober¬
beamten, der nur mit dem Vcrwaltuugsrath arbeitet.

Ich glanbe, daß in diesem Sinne sich eine Dezentralisation und in dieser Hinsicht eine
Reorganisation empfiehlt und schließe micb deßhalb dem Autrage Friederichs an.

Marschall: Der Herr Eonze hat im Ansauge seiuer Ncdc darauf hingewiesen, daß
einige Vorredner schon bei der Gencral-Disenssion in die Einzelheiten eingetreten seien. Wäre dies
zum Nachtheil dieser allgemeinen Besprechung geschehen, so würde ich selbst mir schon erlaubt haben,
die betreffenden Herren darauf aufmerksam zu machen. (Zustimmuug.) Ich fand aber, daß es
zur Klarstellung der ganzen Frage durchaus nothwendig war, die einzelnen wichtigsten Pnutte in
die General Discussiou hineinzuziehen.

Abgeordneter Friederichs. Meine Herren! Es hat mir fern gelegen, schon eine bestimmte
Richtung, nach der wir etwa späterhin streben sollte«, anzudeuten; Herr Brcmig ist daher etwas
sehr kühn in seiner Auslegung meines Antrages. Wenn ich in diese Art der Diskussion folgen
wollte, so würde ich jetzt etwa sagen können: die Anerkennung des III. Ausschusses legt sich Herr
Bremig so aus, daß nunmehr constatirt wnrdc, die bisherige Verwaltung sei unfehlbar; und
alle« Ucbrige, was noch zu thuu bleibt, würde daher selbstverstäudlich iu vollkommener und unfehl¬
barer Weise erledigt. (Heiterkeit.) Indeß mit diesen kühnen Interpretationen dienen wir der Sache
selbst nicht, und was den Herrn Referenten anbetrifft, welcher uus mitgetheilt hat, daß durch meinen
Autrag möglicher Weise sein Uuterscheiduugsuermögen iu Gefahr käme (Heiterkeit), fo glaube ich,
daß sein bewährter Mutterwitz ihm in dieser Gefahr durchhclfcn wird. Mich hat zu dein Antrag
lediglich die Thatsache veranlaßt, daß vor vielen Jahren eine durchgehende Reorganisation des
Irrenwesens beabsichtigt und beschlossen wurde; daß diese Reorganisation thatsächlich aber nur
banlich durchgeführt worden ist uud die alten Siegburger Einrichtungen auch jetzt noch fort¬
dauern. Außerdem aber, meine Herren, wissen wir ja Alle, daß die Psychiatrie eben angefangen
hat gehen zu lernen und daß sie in den letzten Zeiten immer mehr zu festen Schritten gekommen
ist; ich denke, meine Herren, daß eine Untersuchung nach allen Seiten das Richtigste ist, um die
ursprünglich beabsichtigte Reorganisation eben allseitig durchzuführen. Eine ganz bestimmte Richtung
habe ich nicht durch meinen Antrag bezeichnen wollen, und Angaben, wie sie von Herrn Conze
gemacht worden, gehören, glaube ich, erst in die Diseussion über jeueu Bericht, welchen uus später
die Commission vorlegen wird, sofern es Ihnen beliebt, eine solche zu ernennen.

Referent Abgeordneter Kaesen: Meine Herren! Herr Eonze glaubt, daß man bei den
Vorschlägen, die heute vom Verwaltungsruth vorliegen, sich vor Allein nach dem richten soll, was
die Herren Directoren iu dieser Beziehung wollen. Dabei würde die Verwaltung aber wahrschein¬
lich in die große Verlegenheit gerathen, erst suchen zu müssen, was die Directoren wollen; denn
bei den Irrenärzten so gut wie bei den Hospitalärzten darf man sich immer darauf verlassen, daß
bei 2, 3 verschiedenen Aerzten auch 2, 3 verschiedene Ansichten da sind. Die Anforderungen sind
bei Allen außerordentlich groß, und ich glanbe, wenn es irgendwo nöthig ist, daß die Verwaltung
mitunter einmal fclbständig vorgeht, so ist das bei der Verwaltung der Irrenanstalten der Fall,
denn sie kann sich absolut nicht nach allen Forderungen richten, welche die Aerzte und Directorc»
der Anstalten aufstellen. Bei den Hospitälern verhält sich das ebenso. Ich erinnere mich, daß
in meiner Vaterstadt Eöln vor 30 Jahren ein große» Hospital für 2 Millionen Mark gebant
worden ist nnd daß vor einigen Jahren der Vorschlag kam, das Hospital bei Seite zn schieben
und ein nageluenes zn banen. Ich erinnere, daß vor 3 Monateu unsere Aerzte einen Plan aus^
stellten, wonach wir eine Einrichtung am Hospital macheu sollte», die 3NN N0N Mark kostet und
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die schließlich mit 2 600 Mark gegen ihren Willen gemacht wnrde, und jetzt sind sie ganz zu¬
frieden, (Heiterkeit,)

Marschall: Znr Geschäftsordnungwollte ich bemerken: Der AbgeordneteEonze hat
gerügt, daß nicht das Referat über die Petition der Aerzte an diese Verhandlung mit angeschlossen
worden ist, aber dasselbe ist ebeu erst fertig gestellt und aufgelegt worden. Wir werden zwar
keine Beschlußfassung jetzt darüber herbeiführen, aber wir können dasselbe doch jetzt in den Nahmen
einer allgemeinenVorbesprechung der gauzeu Frage über die Irrcnpflege hineinziehen. Ich bitte
demnachden Referenten, zunächst noch die Petition zn verlesen.

Referent Abgeordneter Kaefen: Meine Herren! Die Petition resümirt sich dahin und
schließt mit folgenden Desiderieu:

»,. Die Ungnnst der Zeiten nicht mitwirken zu lassen auf den Pflcgesatz der dritten
Klasse. — Darauf antwortet der Ausschuß folgendermaßen: „Dem Ausschuß ist nachgewiesen
worden, daß die vom Provinzial-Verwaltnngsrathe proponirten Sätze die höchsten sind, welche an
3? der bewährtesten öffentlichenAnstalten Geltung haben, daß also die Nhcinprovinz in dieser
Hinsichthinter keiner anderen zurücksteht, sondern au der Spitze bleibt.

d. Die Ungunst der Zeiten uicht eiuwirkeuzu lasfeu auf den für die unbemitteltcuKranken
aus gebildete»Stäudeu iu der II. Klasse zu zahlcudeu Pflegesatz.

Darauf antwortet der Ausschuß:Dcr Wuusch ist durch die ueucn Vorschläge des Provinzial-
Verwaltnngsraths, eine fernere Klasse eiuzuschicben, erledigt.

e. Der Ungunst der Zeiten eine Rückwirkunguicht gestatteu zu wollen auf die Fertig¬
stellung der Bonner Hcilpflegeaustalt.

Darauf antwortet der Ausschuß:Die Eröffnung ist nur verschoben.
ck. Der Ungnnst der Zeiten eine Rückwirkung endlich uicht gestatten zu wollen auf die

bezüglich der künftigenBestimmnug Siegburg's zu fassendenBeschlüsse,sondern diesen Besitz für
irrenärztlicheZwecke festzuhalten,um ibu zu eiuer Hülföirreuanstalt für Krampfkrankeund andere
Sieche zu verwcudeu.

In der Petition wird ausgeführt, daß Siegburg absolut erhalten bleiben müsse und
womöglich sofort iu eiuc Anstalt für Irre verwandelt werden solle. Der dritte Ausschuß
antwortet darauf:

Die Anstalt, wenn auch auf beschränkte Zeitdauer verpachtet,bleibt Eigenthum der Provinz
zur zeitgemäßenÄcfriediguug derjenigenBedürfnisse, die am schärfsten hervortreten werden.

Der Ausschuß beantragt also Tagesorduung.
AbgeordneterPelz er: Ich habe mich nicht zu dieser Frage zum Wort gemeldet, die jetzt

zuletzt besprochen worden ist, souderu mir, um einige Worte gegen den Antrag des Vertreters für
Barmen zu sagcu, nämlich gegen dcu Autrag, deu generellenSatz von 1 Mark nur auf zwei
Jahre eiuzuführeu. Ich glaube, meine Herren, an und für sich ist ocr Antrag in seinem Pctitum
gcmz nnpräjudizirlich,denn thatsächlich wird der Satz doch nur auf zwei Jahre eingeführt. Räch
zwei Iahrcu wird man sich wieder darüber uutcrhalteu können Ich möchte mich aber gegcu die
Motivirnng des Antrags weudcn. Der Herr Vertreter für Barmen findet eine so große Ver¬
legenheitfür den Bezirk Düsseldorfdarin, wenn Grafcnberg überfüllt werden sollte. Meine Herreu!
Ich glaube daöjeuige, was Düsfeldorf hier als große Verlegenheit ansieht, würde alle übrigen
Negicrnngsbezirkemöglicherweiseaus den Verlegenheiten heraushelfen tonnen, in denen sie sich
befinden. So hat die Irrenanstalt zu Anderuacham Ende des Jahres 1878 183 Kranke gehabt,
die Anstalt Düreu 204 Kraule, Merzig 14? Krauke,uud diese Austaltcu tönneu, wie es iu dem
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Berichte des Vcrwaltungsrathes heißt, Andernach 300 Kranke, Düren 450, Merzig 300 aufnehmen.
Ich glaube, meine Herren, es wäre ein wahres Glück, wenn Grafenberg in einem Maße überfüllt
würde, daß in Wirklichkeit diejenigen, die keine Aufnahme dort finden können, in die Anstalten der
übrigen Regierungsbezirkeübergeführt würden. Ein Verständigungsmoduö würde ganz gewiß zn
finden sein. Jedenfalls glaube ich auch, daß man an dem Tage, wo eine solche Ueberführung
nothwendigwerden möchte, und ich wünsche, daß dieser Tag recht bald eintritt, nothwendiger Weise
auch die Frage prüfen müßte, wie es mit dem bisherigenMaßstab der Vertheilung der Verzinsung
und Amortisation der Anleihen aussieht, die für die Irrenanstalten aufgenommensind. Wir werden
an dem Tage in's Klare kommen, daß der bisherige Vertheilungsmaßstab kein gerechter ist, und
wir werden der Petition, die deöfallö aus Nachen und Cölu vorliegt, Rechnung tragen muffen.
Heute zahlt der RegierungsbezirkEölu nnd Aachen bei einem Drittel Bevölkerungdieselbe Summe
wie der RegierungsbezirkDüsfeldorf, der eben eine dreifacheBevölkerunghat. Wenn also Düssel¬
dorf in andere Anstalten seine Kranken uothweubiger Weise überführen muß, daun wcrdeu wir uns
dieser Frage uicht mehr entziehen können,weil das meines Erachtcuö die Gerechtigkeitund Billig¬
keit einigermaßenverlangt.

Abgeordneter von Eynern: Es haben sich in meiner Nähe verschiedene Rufe nach
Schluß bcmertlichgemachtund ich werde mich deshalb sehr kurz fassen. Ich will dem Vertreter
von Aachen erwidern, daß eine schnelle Ucberfüllung der Anstalt in Grafenberg nicht fo erfreulich
sein würde und daß andere Irrenanstalten die Kranken aufnehmen könnten. Ich habe ausge¬
sprochen, daß ich befürchte,wenn eine Ucberfüllungder Anstalt in Grafenberg stattfindet, die Frei¬
stellen der Gemeindenin Düsseldorf beschränkt werden, und daß diese Gemeindenin anderenIrren¬
anstalten die hohen Verpflegungssätzefür ihre Kranken bezahlen muffen. Ich möchte aber gewünscht
haben, daß sich der Provinzial-Verwaltungsrath damit bei Gelegenheit beschäftigt hätte und wollte
deshalb den Pflegcsatzauf die Zeitdauer von zwei Jahren beschränken.

Der Herr Referent hat mit einem Antrage gedroht, die Provinzial-Verwaltung zn crmäch-
tigcu, beslunmteKategorien von Kranken zurückweisen zu könueu. Ich weiß nicht, ob der Antrag
jetzt bestimmt formulirt wird; wenn das der Fall sein sollte, weise ich auf den §. 6 des Reglements
hin, worin es heißt: „Die Anstalts - Dircctoren bestimmen über die Aufnahme jeder Art von
Kranken nach näherer Anleitung ihrer Dicnst-Instructioucu «.

Wir würden also dem Provinzial-Verwaltungsrath eine derartige Bestimmung nicht über¬
lassen können. Der Verwaltungsrath könnte höchstens die Dienstinstruttiou der Aerzte abändern.
Das wäre eine Abänderung für eine ganz bestimmteClasse von Kranken, deren Ueberführnng der
Herr Referent befürchtet.

Abgeordneter Bremig: Ich habe den geehrten Herrn Vorrednern noch mit wenigen
Worten zu antworten. Zunächst fchcint es mir, daß Herr Eonze das Organ einer unserer hoch¬
stehenden Anstaltsdirektorenist. Ich habe auch lange Zeit an dieser Anschauung,die Herr Eonze
heute vorgetragen hat, festgehalten. Der Herr Direktor von Andernach, Herr Nasse hat gewiß in
der ganzen Provinz keinen größeren Verehrer als mich; denn es sind 16 Jahre her, daß ich das
Glück hatte, mit ihm au diesen Irrenangelegenheiten zu arbeiten, und er hat mir das so plausibel
gemacht und so eingeprägt, möchte ich sagen, daß ich immer mehr und mehr in den Vordergrund
schieben mußte: es sind die neuen Anstalten Heilanstalten, die nach keiner Richtung hin in irgend
einer Weise alterirt werden dürfen. Ich bin aber, meine Herren, im Laufe der Zeit zu der
Ueberzeugunggekommen, daß man nach der Richtung hin auch zu weit gehen kann. Nachdem der
Provinzial-Verwaltungsrath durch die fpäteren Nachforschungenklar gestellt bat, daß in einer
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großen Anzahl anderer, auch Provinzialanstalten, Einrichtungen getroffenworden sind, die dem
entsprechen, was wir jetzt anstreben, nachdemzwei auch nicht uubedeuteude Anstaltsdirektoreuerklärt
haben: was Ihr anstrebt, erkennen wir als richtig an: da, meine Herren, bin ich von meinem
System zurückgegangen,für die sogenannten Heilanstalten alles andere zu opfern und auf der
Basis den großen Ansprüchenund, wie im Verwaltungsrath geschienen hat, deu Privatausprüchc»
entgegenzutreten. So liegt die Sache heute. Die Austaltsdirektorenwollen nicht Provinzialanstalten,
sondern Bczirksanstaltcn haben; sie wollen für sich allein dastehenunter einein Kuratorinm und
wollen nicht mehr mit der Zentralstelle iu dem unmittelbaren Contact verbleiben. Das Gegentheil
glaubt der Provinzial-Vcrwaltungsrath anstreben und mit Energie durchführe!!zu müssen, wenn
überhaupt Ersprießlichesauf dem Gebiete erreicht werden foll.

Der Herr Kollege Friederichs hat mir fodann vorgeworfen:ich sei sehr kühn in meinen
Behauptungen. Ich weiß nicht, meine Herreu, wenn Sie sich das, was ich gesagt habe, und das
was Herr Fricderichs darauf erwidert hat,- vergegenwärtigen, auf welcher Seite die größere
Kühnheit ist. Ich muß cutschiedcu dagegen protestircn, als habe ich dem Worte oder Sinne nach
gesagt: der Perwaltungsrath könne sich jetzt beruhige«; deun mau habe seiue Unfehlbarkeitdurch
das Referat anerkannt. Meine Herren! Diese Behauptung streift fehr hart an das, was man
kühn nennen darf. Ich habe weiter nichts gesagt, als daß der Provinzial-Verwaltungsrath
die Direktive», welche ihm vor zwei Iahreu gegeben worden sind, sich zu Nutzen gemachtund
auf der Bahn weiter gearbeitet hat, und daß dasjenige, was er angestrebt, von dem dritten
Ausschuß gebilligt worden ist, und zwar mit den warmen Worten, die der Referent in dem Bericht
niedergelegthat. Weiter habe ich nichts gesagt und auch nicht sagen köuueu.

Aber, was den Antrag Friederichs anbelangt, so verliere ich darüber kein Wort; er ist
ein äösllvon für den Verwaltuugsrath. Denn wenn Sie noch neben demselbeneine Behörde
einsetze«,die in unmittelbarer Beziehung zu deu Anstalten tritt, so setzen sie den Provinzial-
Verwaltuugsrath für diefeu Zweig außer Kurs.

Freiherr Felix vou Loü: Ich glaube wirklich, der Herr Vorredner hat deu Antrag
Fricderichs zu weitgehendaufgefaßt, weun er darin ein äez^vsn für den Provinzial-Verwaltungs-
rath findet. Ich habe den Autrag eiufach nur fo aufgefaßt, daß Herr Friederichs eine extra»
ordinäre Enquete-Commission haben will, und zwar, wenn Sie so sagen wollen, nicht unserer
inneren Zustände wegen, sondern um deu Stand der Wissenschaftauch in anderen Ländern zu
»ntcrfuchen und einen Vergleich mit unseren Anstalten anzustelleu. Ich habe wiederholt sagen
hören, baß unsere Anstalten in etwa zurückgeblieben seien gegeuübcv dem Staude, deu die Wissen¬
schaft in diesem Augenblicke einnimmt. Ob das richtig ist, weiß ich allerdings nicht. Wenn es
Wirklich wahr wäre, so wäre uns kein Vorwurf über das zu machen,was geschehen ist. Wir sind
im Entstehen begriffen und wollen die Sache fo einrichten,wie es gut ist. Wenn der Antrag des
Herrn Friederichs die Bedeutung hat, ab und zu Untersuchungenstattfindenzu lassen, um dem
Verwaltungsrath Klarheit darüber zu gebeu, wie er seine Entscheidung in dieser Sache treffe, fo
kann man demselben nur allseitig zustimmen.

AbgeordneterFried er ichs: Ich danke dem Herrn Vorredner für die Aufmerksamkeit, die
er meinem Antrage gewidmethat und für die richtige Auffassungund klare Darlegung, Ich will
ausdrücklich konstatiren,daß ich keine Veranlassung zu irgend einem ää^von habe geben wollen.
Mir hat es fern gelegen, dem Verwaltnngsrath gegenübernach irgend einer Richtung hin zu nahe
zu treten; ich habe nur, wie fchon gesagt, auf die fortwährende Entwickelunghingewiesen,in der
b"s ganze Irrenwesen liegt und mein Antrag bezweckt dem bis jetzt so gut bewährtenVerwaltung««
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rath gegenübereinfach eine Unterstützungdurch eine Kommission, Auch habe ich in keiner Weise
Veranlassung geben wollen zu den persönliche«Fragen, die von der einen oder anderen Seite
angeregt werden! Noch viel weniger aber habe ich der Umwandlung in Bezirksanstaltcu das
Wort reden wollen.

VicemarschallFreiherr von Gehr: Den verschiedeneu Ausführungen gegenüber, die wir
eben gehört haben, scheint es mir doch von Wichtigkeit zu sein, daß wir uus einfach die Folgen
des Antrags des Herrn Fried er ichs vergegenwärtigen. Der Provinzial-Verwaltungsrath hat auf
dem vorigen Landtage eine Direktive bekommenund sich bestrebt, hierin die Richtung zn finden,
die er zn befolgenhabe und den Rathschlägen, die ihm hier gegeben worden sind, Ausführung zu
gcbeu. Wenn im Innern der Verwaltung Neuerungen gemachtwerden, wenn Mißbräuche beseitigt
werde» sollen, uud es haudelt sich hier um die Beseitigung von Mißbräuchen, so ist die gewöhnliche
Folge, daß dagegen auch ein Widerstand entsteht, und diesen Widerstand hat der Proviuzial-Ver-
waltungsrath an verschiedenen Stellen gefunden. -Es würde nun denjenigenKräften, welche dem
Provinzial-Verwaltuugsrath widerstreben, sehr willkommen sein, wenn derselbe außer Kurs gesetzt
würde. Wenn jetzt die beantragte Commissiongewäblt würde, so unterliegt es keinem Zweifel, daß
der Widerstand von neuem ausiebeu würbe, und daß in dem System, was sich der Landtag in der
vorigen Session gestellt hat uud auch jetzt noch will, Störungen eintreten, welche der Provinzial'¬
Verwaltungsrath kaum bewältigenkönnte. (Bravo!)

AbgeordneterLautz: Nach den Worten des Herrn Vice-Marschalls erübrigt nur noch,
einige Worte gegen Herrn Conze zu sagen. Herr Conze hat einestheilö die Befürchtung aus¬
gesprochen,daß der Proviuzial-Landtag die humane Absicht, welche der ganzen Gründung der
provinziellenInstitute zu Grunde liegt, verlassen könnte, und zweitens die Befürchtung, daß der
Provinzial-Verwaltuugsrath nur durch die Augeu der Decernenten sähe. Was die erste Befürchtung
angeht, so kann ich hiermit die Zusicherung gcbeu, daß der Provinzial-Verwaltuugsrath, ehe er
dazu übergegangenist, irgend welche Veränderungen zu machen, sich genau informirt hat. Aus
dem Bericht geht hervor, daß einer der Beamten die verschiedensten Anstalten nicht nur unseres
Vaterlandes, sondern auch des Auslandes besucht hat, um sich zu überzeugen, ob diejenigenAen¬
derungen, die er Ihnen vorschlagen wollte, nicht den hnmaueu Absichten widersprächen. Und wcnu
der Provinzial-Verwaltuugsrath im Geriugstcu eiue solche Befürchtung hätte theile» köuucu, so
dürfen Sie überzeugt sein, daß nicht ein Mitglied den Vorschlägen zugestimmt hätte. Was die
zweite Befürchtung des Abgeordneten von Langenberg angeht, so muß ich bemerken, daß für
jede einzelne Provinzial-Austalt ein besonderes Euratoriuin besteht, uud zwar für jede Austalt
besondere Mitglieder des Provinzial-Vcrwaltuugsraths. Diese Mitglieder siud beauftragt, die
Austalteu zu rcvidiren, uud ich kaun mittheilen, daß ich regelmäßig dasjenige Institut, dem ich
überwiesenbin, besucht habe. Ueber die Revisionen werden regelmäßige Berichte au den Provinzial-
Verwaltuugsrath gemacht, welcher daun sciuerseits über das Ergebniß der Revision zn befinden
hat. Es ist diese Einrichtung annähernd dasjenige, was der Abgeordnetefür Langenberg con^oil
äo «urvLillilno« nennt, uud ich glaube, daß wir uus darauf beschränken können, die Institutiou so
bestehen zu lassen, wie sie bisher bestandenhat.

Marsch all: Ich möchte dem, was der Herr AbgeordueteLautz gesagt hat, hiuzufügeu,
daß, ehe wir Ihnen Vorschläge gemacht haben, eine Füufcr-Commissiou, die aus den Vertretern
aller Regierungsbezirkezusammengesetzt war, alle Anstalten besucht uud sich an Ort und Stelle
sehr eingehendüber diese Fragen erkundigt und mit den Directoreu besprochen hat. Darauf hin
hat der Provinzial-Verwaltuugsrath erst seine Vorschläge gemacht. Außerdemsiud aber, wie der
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Herr Abgeordnete V a u tz bemerkt hat, die drei Mitglieder aus jeden, Regierungsbezirke als Com-
missare dazu bestimmt, die in ihrem Bezirk befindlichen Provinzial-Iustitute sowie die Chaussee-
Verwaltung dauernd zu überwachen uud darüber an den Proviuzial Verwallnngsrath zu berichten,
so daß diese, von einem Vorredner gewünschte, Ueberwachuug vollständig Platz greift, nnd zwar
nicht nur von Seiten des Decernenten, sondern gerade von den Mitgliedern des Proviuzial-
Vcrwaltuugsraths.

Abgeordneter Friederichs: Ich bin im Lauf der Debatte überrascht worden durch die
vielcu Verhältnisse, die man mit meinem Autrag in Verbindung gebracht hat. Mir waren sie
meistens gänzlich nubetauut, und mich haben, wie gesagt, nur allgemciue Gesichtspunkte geleitet.

Abgeordneter Eouze: Gestatten Sie mir, meine Herren! mit wcuigeu Worten auf die
Bemerlnngcn der Herren Redner zurückzukommen, Herr Brcmig ist der Meinnng, daß ich das
Organ einiger, man kann zwischen den Worten lesen, — unzufriedener Anstalts - Directoreu sei.
Ich rede aber gauz allein für meiuc Person, uud wem, ich mich näher mit dem Irrcnwcsen bekannt
gemacht habe, so beruht das ans meiner Neigung, für solche Anstalten zu wirken, uud was ich
erfahre» habe, das habe ich auf mein Befragen erfahren. Ich bin also keineswegs das Organ
jener Herreu. Was dann die Bemerkung des Herrn Referenten betrifft, daß mau doch uicht
zugebe,, möge, daß die Herreu Anstalts-Direetorcn ihre Angelegenheiten selbst ordnen sollen, so ist
es fehr leicht, in dieser Weise Beweise zn führen, wenn man aus der Fliege einen Elephanten macht.
Ich habe nur gesagt, es sei billig iu meinen Augen, daß man Männern von so hervorragender
Äedcntnng, wie diejenigen sind, denen die Leitung der Irrenanstalten nntersteht, Gelegenheit giebt,
sich über die die Irrenanstalt betreffenden Fragen zn äußern. Das ist doch keineswegs ciu unbilliges
Verlangen. Und wenn dann der Herr Referent auf die Aerzte ezemplifizirl hat, die mit Millionen
um sich werfen, fo kann ich auf dies Beispiel getrost antworten, daß man, wenn sich herausstellt,
daß eine Anstalt, die 2 Millionen gekostet hat, ihre Zwecke nicht erfüllt, besser thut, sie bei
Seite zu schieben.

Abgeordneter Freiherr von Frentz: Zur Geschäftsordnung möchte ich mir bemerken,
" Betreff der Petition des Verwaltnngsansschnsscs der Anstalt St. Thomas, daß dieselbe nnr
bann durch den Beschluß über die vorliegende Angelegenheit erledigt wird, wenn der Antrag des
Ausschusses angenommen wird. Sollte derselbe wider Erwarten abgelehnt nnd der Antrag des
Verwaltuugsrathcs augeuommen werden, dann „lochte ich beantragen, die Petition von St. Thomas
uoch besonders zn berathen.

Marschall: Es wird wohl für die geschäftliche Behandlung am Besten sein, daß wir
jetzt die Verhandlungen nnterbrechen und „ach der Pause zur speziellen Berathung der einzelnen
Punkte übergehen. Sind Sie damit einverstanden? (Ja!) Ich ertheile uoch dem Herrn Refe¬
renten das Schlußwort.

Referent Abgeordneter Kaesen: Der Herr von Eynern hat die große Befürchtung
wiederholt, daß die Anstalt im Regierungsbezirk Düsseldorf sehr bald überfüllt sein wird und mau
deshalb in Verlegenheit kommen dürfte. Ich glanbe, die Verlegenheit würde für meine Person.....

(Große Heiterkeit!)
(Der Redner war in Folge dessen nicht weiter zn verstehen. Der Sitzungssaal leert sich!)
Wiederbeginn der Sitzung nach 2 Uhr.

Marschall: Meine Herren! Wir setzen die Discussiou fort. Die General-Discussiou
war geschlossenuud wir trete,, umimchr in die Discnssion über die einzelnen Puutte der Vorlage
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ein und zwar nach der Vorlage des ProviiizialVerwaltungöraths. Nr. 1 lautet, der hohe Landtag
wolle beschließen:

I. Die Irren-Abtheilung des Laudarmeuhauses zu Trier aufzuheben, hierbei aber die
Bestimmung zu treffe,,, daß bis auf Weiteres die Gemeinden des Regierungsbezirks Trier für
diejenige,,Pflcgliuge, welche auf Koste,, der Gemeinden jetzt oder iu Zukunft in die Proviuzial-
Irrenanstalt zn Merzig untergebrachtwerden, nur den für Pflcgliuge feitbcr im Landarmenhaufc
zu Trier üblichenPflegesatz von 90 Pf. pro Tag nnd Person zu entrichtenhaben sollen.

Der Autrag des Ausschusses geht dahin, den Antrag des Verwaltnngsraths in 2 Theile
zu theilen, und zwar erstens: Die Irrenabtheiluug des «andarmenhauses zu Trier aufzuhebenuud
die Pfleglinge nach Vierzig überzuführen. Ich stelle diesen Antrag zunächst zur Discussiou.

Es meldet sich Niemand zum Wort — ich schließe daher die Discussiouuud bitte diejenigen
Herren, welche gegen den Antrag sind, sich erheben zu wolle,,.

(Es erhebt sich Niemand.)
Der Antrag ist einstimmigangenommen.
Der 2. Theil des Antrags des Verwaltnugsrothes geht dahin, daß diese Pfleglinge den

seither im Landarmenhans zu Trier übliche,, Satz von 90 Pf. zn entrichten haben follcu. Dagegen
schlägt der Ausschuß vor, deu Satz au« allen Bezirken für alle Anstalten von 1,10 Mark ans
1 M. zu reduziren uud hierzu liegt der Nutrag des Herr» vou Eyneru vor, den Antrag des
Ausschusses mit dem Zusatz zu gcuchmigcn,daß der Satz vorläufig nur für die Dauer der uächstcu
Etatsperiode gelte,, solle. Ich eröffne über diefe Anträge die Discnssion.

AbgeordneterFreiherr vou Erde: Bei deu Pflegefätzeu, welche der Verwaltuugsralh
augcfetzt hat, ergicbt sich, wie ich aus dem Hauptetat ersehe,, habe, daß ein erheblichesErsparuiß
erzielt wird. Ich bin nun gar nicht darüber oricnlirt, ob bei einem gemeinsamenPflcgesatz von
Mark 1.—, welche einer Nednction von 10 Pf. von 3 Irrenanstalten veranlaßt, auch noch die
Neduction, welche im Elat bereits vorgenommen,also die Minderausätzc, bestehen bleiben werden,
resp, ob alsdann eine geringere Etat-Eiuucchme obwaltet. Ich möchte daher hierüber um Auf»
tläruug bitte».

Nefcreut Abgeorductcr Käfen: Im Spezial-Etat wird dies jedenfalls zum Austrag
gebracht werden, aber fo groß ist die Differenz dabei nicht. Es handelt sich höchstensum 2 oder
3 000 Mark, um die sich der Zuschußvermehrt.

Marsch all: Da sich Niemand weiter zum Wort meldet, so schließe ich die Discussiou
und wir kommenzur Abstimmung. Der Antrag des III. Ausschussesist nach meiner Ansicht oer
weitgehendste, indem er diese Herabsetzung des Pflcgefatzesüberhaupt festfetzt, während der Antrag
des Herrn von Eyucr n ein beschränkender ist, der die Herabsetzungvorläufig nur für die Dauer
der uächstcuEtatsperiode gelte,, lasse,, will. Ich bringe daher deu Antrag des Ausschusses zunächst
zur Abstimmuugund bitte diejeuigcnHerren, die gegen den Antrag sind, sich zu erhebe,,. (Es
erhebt sich Niemaud.)

Der Autrag ist also einstimmig angenommen,und der Antrag vou Ehueru hiermit erledigt.
Ich eröffne nunmehr die Diskussionüber den Autrag 11», die Vcdinguugeu für die Auf-

nähme von Geisteskrankenin die RheinischenProvinzial-Irrcnanstaltcn, wie folgt, abzuändern:
a. das alinoa, 2 des §, 1 lautend:

„Kraule, welche au Epilepsie, Krcbsgeschwürcn,höheren Graden von Syphilis
leiden, von Kindheit au Schwache uud Blödsinnige köuuen Seitens der Anstalts-
Dircction von der Aufnahme ausgefchloffcuwerden."

ganz zu streichen.
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AbgeordneterCouze: Ich verstehe nicht recht, wie man bloß dieses alin^a, hat ändern
wollen, ohne noch auf den §. 6 des Reglements über die Leitung und Verwaltung der Irrenan¬
stalten Rücksicht zu nehmen. Der §. 6 läßt ja immer noch deu Anstalts-Dircctorcnfreie Hand.
Er heißt: Die Anstalts-Directorcu bestimmen über die Aufnahme jeder Art von
Krauten nach näherer Anleitung ihrer Dicnstinstructionen.

Marschall: Ich möchte darauf erwidern, daß dieses Reglement zn einer Zeit geschaffen
ist, da unsere ganze Irrenpflege noch nicht die Ausdehunug hatte wie jetzt, und manche Theile
dcösilben wird der Provinzial-Verwaltuugsrath nach reiflicher Erwägung dem nächsten Landtag
zur entsprechendenVeränderung vorschlagen. Was die Aufuahme betrifft, fo möchte ich Herru
Couze erwidern, daß gerade in Bezug auf diesen §. zwei unserer Direktor«, freiwillig auf das
ihnen darin eingeräumte Recht der Aufnahme-Verweigerung verzichtet haben, zwei andere
aber nicht, uud daß in Folge dessen der Verwaltnngsrath Bestiminuug getroffenhat, daß vorläufig
bis zur Nnfhebnng dieses Z. alle Kranke, welche zn diesen Anstalten hingebrachtwerden, von
denselbenallerdings knrze Zeit aufgenommenwerben, dann aber zn der Anstalt derjenigen Direktoren
übergeführt werden, die sich bereit erklärt haben, auch sieche Irre aufzunehmen. Wenn dieser
Paragraph nun gestrichen wird, so fällt das Recht, die Kranken zurückzuweisen, hinweg. Ueber
die Unterbringung der Kranken in den ciuzelucuAnstalten würoe nach wie vor Bestimmung zu
treffen sein. Ist das Bedenkendes Herru AbgeorductenEonze hiermit gehoben?

Abgeordneter Eonze: Der Z. 6 des Reglements muffe meines Erachtcnö jedenfalls
geändert werden.

Marfchall: Sie haben ganz Recht, aber das war jetzt nicht thuulich, und wir werden
die Couscqucuzcuder Beschlüsse,die hier gefaßt werden follcn, erst in der nächstenEtatsperiode
ziehen,weil wir unmöglichdie Zeit hatten, Ihnen jetzt über etwaige Aenderungen des Reglements
Vorschlägezn machen.

Abgeordnetevon Ehnern: Ich möchte deu Herru Vaudtagsiuarschallfragcu, welche
Auffassungiu Bezug auf die Epileptifcheuherrscht? Werden Epileptische ferner nur aufgenommen,
Wenn sie zugleich Irre sind, oder, wenn sie blos epileptisch sind?

Marsch all: Ich glaube, daß sich die Frage damit erledigt, daß unsere Irrcuanstaltcn
für Irre erbaut siud.

Abgeordnetervou Eyneru: Ich möchte doch darauf aufmerksam macheu, daß fehr viele
Epileptische erst in Folge ihres Zustandes nach einer Reihe von Jahren Irre werden, daß aber
eine richtige Behandlung zur richtigenZeit diesen Zustand verbessernkann und daß wir also noch
keine Anstalt haben, in der Epileptische allein aufgenommenwerden. —

Marschall: Ich kann den Herrn Abgeordnetendarauf verweisen, daß im Landarmcnhaus
zu Trier eine Reihe vou Epileptische» aufgenommensind, die nicht Irre sind.

Es meldet sich Niemandweiter zum Wort, ich schließe daher die Diskussionund bringe den
Antrag Ha. des Proviuzial-Verwaltuugsraths zur Abstimmung. Ich bitte diejenigenHerreu, die
»egcu deu Antrag sind, sich zu crhebcu. (Ein Mitglied erhebt sich.)

Der Antrag ist gegen eine Stimme angenommen.
Das Nächste betrifft die Peusionsfätze,und ich eröffne über den Antrag III). die Discnfsion.
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Referent AbgeordneterKäse,,: Der Ausschuß beantragt, den
des Referats «n d1<>^ «„zunehmen. Derselbe lautet:

8- 2.

z. 2d. auf Seite 16 und 1?

Die Pflege der Geisteskranken erfolgt in 4 Klassen nämlich:

Pensionsfatz pro Tag
für Kranke:

Hierfür wird gewährt.Klasse, aus der

Nhciuprouinz.

7 »H, 50 H,

aus anderen
Prouinzen oder

Staaten,

Veine r t un g c».

I. 8 ^ Eine gut mb'blirte Wohuuug
zur alleinigcu Nenntzung des
Krauwi, ein eigener Wärter
und der erste Tisch.

Wie in den früheren Bedingungen Nr. >.

II. 4 ^. 5> ^H, Eine anständig müblirte
Wuhnung, welche mit 2—3
andern Kranken derselben Pen-
swnsllasse zu theilen ist, ein
Wärter auf 3—4 Kraute dieser
Masse und der 2. Tisch.

Wie iu den früheren Bedingungen Nr. 2
nnd ll,

Nr. 4 fällt als unzweckmäßigaus.

III. 2 .>H 50 <z 3 ^ Die Kranken dieser Klasse
wohnen mit gebildeten Kranken
zusammen uuo erhalten den
!!. Tisch.

Im Falle Kranken dieser Klasse eine Frci^
stelle verliehen ist und die Angehörigen eine
anständige Kleidnng uicht beschaffe«Wune»,
werden diefe Kranke Seitens der Anstalt
gekleidet.

IV,
Nur
mal-
Nasse.

! ,.H, 5,l, ^ 2 ^. Die Kranken dieser Klasse
sind in größerer Anzahl zn^
samine», erhalte» den 4. Tisch
und werde» Seitens der An¬
stalt gekleidet.

Wie in den früheren Bedingungen Nr, 5
mit der Abänderuug, daß es anstatt Klaffe llt
laute» muß: Klasse t V.

Die Anfnahme von Kranken aus aubcrn Provinzen oder Staaten erfolgt mir, insoweit
dieses der Raum der Anstalten, unbeschadetder Anfnahme der Kranken anö der Nheinprovinz,
gestattet.

Für Pfleglinge (d. h. nicht zum Lurversuche,sondern zur bloßen Aufbewahrung angcnoiw
menen Geisteskrankeder Klaffe IV) beträgt der Pensionsfatz in der Regel pro Tag I M, 10 Pf.

Die Kranken werden als der Nhciuprovinz refp. den anderen Provinzen des Preußischen
Staates angehörig betrachtet, wem, sie in denselben ihren Wohnsitz haben.

In streitigen Fällen ist die Frage des Wohnsitzesdurch den Landesdireltor zu entscheiden:
u. in §, 3, im ersten »iino«. hinter den Worten „für Klasse III" einzuschalten„nnd

Klasse IV", sodann das letzte »lin«». deö tz. 3 zu lösche,, und durch folgendeÄestiiw
mung zu ersetzen:

„Die Freistellen werden von dem Landesdirektor stets nur ans die Dauer eiues
„Jahres und „nr unter der Voraussetzuug bewilligt, daß nach Anerkenntnis;des
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„betreffenden Anstalts-Dircttors die Zuführung des Krauten znr Anstalt innerhalb der
„erstcu sechs Monate nach Ausbruch " der Geisteskrankheit, resp. Wiederausbruch dcr-
„selben erfolgt ist.

„Für Pfleglinge tönucu ganze oder thcilweise Freistellen nnr in ganz außer¬
gewöhnlichen Fälleu von dem Provinzial-Verwaltnngsrathc bewilligt werden.

„Für noch im Dienste befindliche Militärpersonen können Freistellen nicht bewilligt
„werden," ferner

d. in §. ?, ldiiu^ 1 die Worte „Klaffe I und II" zu ersetze»durch die Worte „Klasse I,
II uud III", sodann

«. in 8. 8 den Worten „Klasse III" beizufügen „und Klaffe IV".
i'. den Eingang des ß. 11, wie folgt, abzuändern:

„Die Kranken der drei höheren Verpflegnngsklasfcn haben — insofern ihnen nicht
„in der III. Klaffe eine Freistelle verliehen worden ist — mindestens folgende Kleidungs¬
stücke mitzubriugeu:

wie in den früheren Bedingungen — endlich
F. in 8- 14 im zweiten lllin«; nach den Worte« „iu Klasse I oder II" noch einzuschalten

„oder III".
Abgeorductcr A reinig: Ich möchte nur bemerken, daß es nach unserem eben gefaßten

Beschluß auf Seite 16 uun heißen muß, statt 1 Mark 10 Pfg.: 1 Mark.
Marfchall: Das ist allerdings durch den Neschlnß geändert auf 1 Mark und ich con-

statirc das hiermit. Ich frage nunmehr, ob gegen die «n 1)laL-Unnahme fäunntlicher übrigen
Anträge seitens des Verwaltungsraths ein Widerspruch erfolgt. Das ist nicht der Fall, die ganze
Vorlage ist daher «n I>1u« angenommen und das Referat hiermit erledigt. Es liegt nun aber
noch der Antrag Fried erichs vor, welcher also lautet:

„Der hohe Landtag möge eine Commission ernennen, in der namentlich auch die
Psychiatrie fachmännisch vertreten ist mit der Aufgabe, uach möglichst genauer Kennt-
nißnahine der Verwaltungen hervorragender Irrenanstalten im In» und Auslande und
weiteren einschlagenden Borarbeiten zu zeitgemäßer practischer Reorganisation unsrer
betreffenden Verwaltung dem nächsten Landtage eingehenden Gericht zu erstatten,
beziehungsweise Vorschläge zu machen."

Abgeordneter Lautz: Meiue Herren! Es scheint mir, daß der Abgeordnete Freiherr Felix
von Loi;, wenigstens nach den Aeußerungen des Antragstellers selbst, die Tragweite, welche Herr
Fricdcrichs seinein Antrag geben wollte, richtig interprctirt hat. Danach lag es Herrn Fried erichs
fern, dem Vcrwaltungsrath irgend ein Mißtrauensvotum gebeu zu Wolleu, sondern er lmtte nur
den lebhafte,, Wuusch, daß bei dem jetzt schon gemachten großen Fortschritte der Psychiatrie eine
Untersuchung stattfinden möge, ob nicht jetzt schon sowohl in psychiatrischer wie iu ökonomischer
Vezichimg eine Aenderung in der Verwaltung der Irrenhäuser nothwendig sein könnte, und er
glaubte, daß eine besondere Commission am meisten geeignet sei, diese Zwecke zu erfülle». Ich
glaube, daß der Verwaltungsrath durch die Vorschläge, welche Sie soeben gut geheißen haben,
hinlänglich bewiesen hat, welches Interesse er an der Psychiatrie uud an deu Instituteu überhaupt,
welcho humanen Zwecken dienen, nimmt, und daß er gewiß bemüht sein wird, jederzeit auch mit
^n Ergebnissen der Wissenschaft fortzufchrcitcn. Ich möchte daher den Herrn Abgeordneten
Fried erichs auch bitten, in deu Provinzial-Vcrwaltungörath das Vertrauen zu fetzen, daß derselbe
die von ihm angeregten Fragen eingehend behandeln und dann in der Lage fein werde, dem

11
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künftigen Landtage Mittheilungen und eventuell Vorschläge zu macheu. Unter dieser Voraussetzung
möchte ich Herrn Friederichs bitten, seinen Antrag zurückzuziehen.

Abgeordneter Friederichs: Meine Herren! Insofern Sie den Antrag auffassen als ciu
ä68avLu, gegen den Verwaltungsrath, ziehe ich vor, denselben zurückzuziehen, jedoch unter der
Vedingnng, daß wir im Sinne meines Antrages vom Vcrwaltnngsrath beim nächsten Landtag
möglichst ausführlichen Bericht erhalten.

Abgeordneter Bremig: Der jetzt zurückgezogeneAutrag des Herrn Friederichs führt
uus, Herr von Gcyr wird sich desfcn criunern, auf das Jahr 1863 zurück. Ich müßte mich
fehr irren, wenn nicht fast dem Wortlaute nach das die Aufgabe gcweseu ist, welche damals der
Sechser-Commission vom Landtag gestellt worden ist, und auf den Beschlüsse» dieser Sechser
Commission ist nachher bis zum heutigen Tage fortgebaut worden. Ich follte meinen, damit würde
sich der Antrag an nnd für sich erledigt haben.

Abgeordneter Freiherr Felix von Loü: Ich hatte mir vorgenommen, zu dem Antrag des
Herrn Friedcrichs ein Amcndemcut zu stellen, um deufclben etwas schärfer zu präzisireu. Die
Sache ist wesentlich eine Geldfrage, und ich wollte dem Provinzial-Vcrwaltnngsrath durch mciu
Amendement die Geldmittel für diese Sache zur Verfügung stellen. Wie nun aber jetzt die Sache
liegt, da Herr Friederichs auf Grund der ausgesprochenen Bedingungen feinen Antrag zurückgezogen
hat, und diese Bedingung in das Protokoll kommen wird, so verzichte ich aus weiteres.

Marsch all: Ich möchte bemerken, daß der künftige Provinzial-Verwaltungsrath, der ja
noch gar nicht gewählt ist, auch keine Bedingungen annehmen kann.

Freiherr Felix von Loii: Es genügt mir vollständig, wenn die Worte des Herrn
Friedcrichs, daß er unter der besprochenen Bedingung seinen Antrag zurückzieht, in's Pro
tokoll kommen,

Marschall: Herr Friedcrichs hat also seinen Antrag zurückgezogenuud damit ist diese
Sache crledigt.

Es liegt nun noch ein Antrag des Herrn Kacscn vor. Er betrifft die Uebernahme von
Kranken ans den Bezirksanstalten in unsere Anstalten. In den Motiven ist ausgeführt, daß zu
befürchten wäre, die Äczirtsanstaltcn würden nur solche Pfleglinge an unsere Anstalten abgeben,
die nicht arbeitsfähig sind und der meisten Pflege bedürfen uud somit die meisten Kosten mache».

Der Autrag des Herru Kacsen lautet dahin:
tigen, Normen festzustellen, auf Grnnd deren vorgebeugt werden kann, daß die bestehenden Pflege
austalten den Provinzial-Austalteu nicht ausschließlich die arbeitsunfähigsten Irren zuführen, vielmehr
ermöglicht wird, daß bei deu uuseru Austalten zu präscntircuden Krautcu das richtige Verhältniß
der Kategorien der Kranken, die sich in der Anstalt, welche präscntirt, befinden, gewahrt werde.

Ich eröffne über diesen Antrag die Discnsnon.
Abgeordneter von Ehnern: Meine Herren! Ich habe schon in der General-Diöcussion

darauf hingewiesen, daß der tz. 6 des Aufnahme-Reglements den AnstaltSdircctoren das Recht giebt,
über die Aufnahme der Krauten zu bestimmen. Der Prouinzial Verwaltungsrath kann ja aller
dings Normen feststellen und Abänderuugen treffen, ich glaube aber nicht, daß sie nothwendig sein
werden, ebensowenig, daß es die Absicht dcr Departements-Anstalten sein könnte, mit Zustimmung
der Gemeinden speziell nur diese Kategorien in die Provinzialanstalten zu verweisen.

Referent Abgeordneter Kacsen: Die Erfahrung hat uns dagegen bis jetzt schon gelehrt,
daß die Departcmeutsanstaltcu uns von arbeitsfähige« Irren absolut Nichts überweisen, sondern
hauptsächlich diejenigen, die sehr vieler Pflege bedürfen nnd arbeitsunfähig sind. Ich möchte
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wünschen, daß diejenigenIrren, die uns von solchen Anstalten überwiesen werden, nicht «n Kloo
angenommenwerden, sondern daß die Provinzialanftalleu das Recht haben, nachzusehen,ob das
richtigeVerhältniß in der Kategorie von Kranken besteht, welche die Anstalten besitzen. Sonst
haben wir in den Provinzialanstalteu allen Ausschußder übrigen Anstalteu.

Marschall: Da sich Niemand weiter zum Wort meldet, so schließe ich die Discussion
und bitte diejenigen Herren, die gegen den Antrag sind, sich zu erhebeu, (Ein Mitglied erhebt sich.)

Der Antrag ist gegen eine Stimme angenommen.

Pnutt 6 der Tagesordnung ist hiermit erledigt und wir gehen über zn:
7. Referat des III. Äusschnsscs, betreffend Etat für das Irrenwefeu pro

l879/80 nebst den Ssiezial-Etats für die Provinzial Irrenanstalten zu Andernach,
Merzig, Düren und Orafcnbcrg, sowie für die Provinzial^Anstalt Siegburg.

Refereut Abgcorduetcr Kaesen verliest dcu Bericht des Ausschusses über den Etat der
Proviuzial-Irrenanstalt zu Andernach.

Den Einnahmeposten II aus Ländern und Viehstand beantragt der Ausschuß auf 4000 Mark
zu erhöhen.

Da die Einnahme pro 1878 6 000 Mark betragen hat, so ist Grnnd vorhanden, dieselbe
Einnahme pro 1879/80 zu erwarten, der Vorsicht halber aber nur 4000 Mark als gesichert
auzuuehmen.

Bei Nuuahme der Vorschläge des III. Ausschussesin Betreff der Herabmindernngdes
Pstcgcsatzes von 1,10 Mark ans 1 Mark reduzirt sich die Einnahme aus Tit. IV 60 Pflegliuge
um 6,) x 40 also auf 21 600 Mark.

Der Zuschuß aus Provinzialfouds ermäßigt sich danach von Mark 8? 000 -<- 2 000—2 400
auf 86 800 Mark.

Bei den Ausgabe» wurden die persönlichenZulagen lvcl 8 und 9 aus angegebenen
Gründen genehmigt.

Vei Position 13 fällt Wohuuug und Beköstigungweg, weil die Stelle nur stundenweise
rciuuuerirt werde» soll.

Bei Position 14 waren pro 1878 mir 32 Wärter genehmigt; das ?1n» von 3 Wärtern
hat nur für die Dauer der Herstellungen in 1879 eine Äegrüuduug, Iu 1880 haben diese
^ Wärter also wegzufallen.

Bei Ausgabe Tit. IV Bekleidung,Lagerung :c. :c. sind die Auforderuugeuder verschiedeneu
Direktoren und die Aeferungspreiscder Snbmisfioueuso sehr auseiuaudergeheud,daß der Ausschuß,
u« voller Uebereinstimmungmit der Verwaltung, empfiehlt, die Lieferungen von der Eentralstelle
aus direkt cmszuschreibcu und zur Vertheiluug zu briugcu.

Die Erhöhung des Tit. X Unterhaltuug der Gebäude ist durch die Erläuterung motiuirt.
Marschall: Sie verzichte« doch darauf, meiue Herrcu, jede einzelne Position durchzu-

^heu, und ich nehme an, daß die Herreu, die zu einer einzelnenPosition sprechen wollen, sich zum
Wort meloeu. — Es meldet sich Niemaud znm Wort, ich erkläre daher, da lein Widerspruch
"'folgt, den Etat der Provinzial-Irrenanstalt zu Andernachgenehmigt.

Referent AbgeordneterKaeseu verliest den Bericht des Ausschussesüber deu Etat der
^'ovinzial-Irrenanstalt i" Mcrzig.

11*
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Für den Fall, daß der ProvinziabLaudtag den Pflegesatz voll 1 M. aceeplirt, wird sich
die Einnahme »ä Tit. IV für 110 Pfleglinge um 3 900 M. erhöhen, und

für 34 „ „ 1360 „ ermäßigen,

so daß der Zuschuß . 2 600 M. weniger als im Etat vorgesehen und
im Ganzen 110 400 Mark betragen wird.

Freie Wohunng uud Beköstigungfür den Lehrer fällt weg.
Marsch all: Es meldet sich Niemand zum Wort, ich erkläre also, da kein Widerspruch

erfolgt, anch diesen Etat für genehmigt.
Referent AbgeordneterKaesen verliest das Referat des Ausschusses über dcu Etat der

Provinzial-Irrenaustalt zu Düren.
Bei Einnahme Tit. IV tritt dasselbe ein, wie bei Anderuach. Wird der Pflegesatz von

1 M. adoptirt, so vermindert sich der Posten für 110 Pfleglinge i^ 40 M. um 4 100 M. uud
der Zuschußder Provinz erhöht sich auf 110 400 M.

Bei den Ausgaben Tit. II tritt der Ausschußder Ansicht des Verwaltungsrathcs bei,
daß zur Zeit eine Gehaltserhöhung für den Direktor nicht geboten sei.

Bei den AusgabenPos. 15, wo 53 Wärter statt der reglcmentsäßigen30 gefordertwurden,
so wie bei Tit. IV, V, VI und VII treten bei dieser Anstalt mehr als bei deu audereu, über-
lricbeue Ausprüche hervor, welche der Verwaltnngsrath auf eiu richtiges Maß zurück geführt hat.

Bei Pos. 13 kommen wie bei Anderuachdie Wohunng und Beköstigung für deu Lehrer
iu Wegfall.

Marschall: Es weidet sich Niemand zum Wort, ich erkläre also den Etat, wenn kein
Widersprucherfolgt, für genehmigt.

Referent AbgeordneterKaesen verliest das Referat des Ausfchusses über deu Etat
der Provinzial-Irrenanstalt zu Grafenberg.

Wie bei den anderen Anstalten, wird sich durch Auuahme des Pflegesatzes von 1 Mark
der Tit. IV der Einnahme um 121 X 40, also 4 840 Mart verringern, also der Zuschuß um so
viel erhöhen.

Bei den Ausgaben fällt in Position 13 wie bei allen Anstalten die Wohnung :e. für
den Lehrer weg.

Die Eiuschiebuugder Position 4 Tit. II Gehalt des Apothekers1 000 Mark nebst Be¬
köstigung und Wohnung gab zu läugerer Erörterung Anlaß.

Motivirt wurde diese Einstellung durch die beabsichtigte Ncberfnhruug der in Sicgburg
uoch vorhandenenApotheke und durch den Wunsch des Directory welch Letzterer bei dem von Allen
anerkauuten Hand in Hand-gehen mit der Verwaltung hauptsächlichin's Gewicht fiel.

Andererseitsmußte betont werden, daß der gesammte Bedarf an Arzneien nach den Etats
kaum die Ausgabe» für Gehalt und Beköstigung eines Apothekerserreicht und daß es nicht ersprießlich
sei, die Bevölkeruugder Anstalt um einen meist unbeschäftigtenBeamten zu bereichern. Endlich
wurde bezweifelt, baß eine so wenig iu Anspruch genommene Apotheke iu Bezug auf Qualität der
Arzueien besondersGutes leisten könne.

Der Ausschuß war demnach der Ansicht, daß die Verwerthung der alten Siegburger
Apotheke wenig in die Waagschalefallen könne und beantragt um so mehr den Wegfall des Postens,
als er zu gleiche« Forderungen anderen Ortes Veranlassung geben dürfte.
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Fällt der Posten aus, so stellt sich der Zuschuß aus Provinzialfonds für Grafcnberg an
Stelle der vorgeschlageneu ................... 94 000 M.
abzüglich Gehalt des Apothekers ................. 1000 „

93 000 M.
Zuzüglich

Differenz bei 121 Pfleglingen 121 X 40 ............. 4840 M.
wegen Wegfall des Apothekersmehr für Arzneien ........... 400 „

zusammenauf . . . 98240 N^
AbgeordneterDietze: Meine Herreu! Ich habe fchou vor 2 Jahren gesucht, deu An¬

staltsapothekervon Grafcnberg zu retten. Ich hatte damals leinen Erfolg, möchte aber heute
nichtsdestoweniger darauf zurückkomme«. Die Gründe, welche der Ausschuß anführt, nm diefc Position
ssegcn den Proviuzial-Verwaltnngöraih zu streichen, kann ich durchaus nicht durchschlagend finden.
Ich kann nicht verstehen,wie mau bei Grafcnberg mit seiner isolirten Lage, der Größe des Kranken-
bcstcmdes, der übermäßige« Beschäftigungder Aerzte, wie man bei einer Anstalt von folcher Be¬
deutung, um die genüge Summe vou 1000 Mark zu sparen, eine der wichtigsten Bedingungen
einer geschlossenenIrrenanstalt nicht erfüllen will. Ich muß gestehen,daß gerade diese Position
diejenige ist, welche hätte berücksichtigtwerden sollen. Müssen 1 000 Mark gespart werden, so giebt
es gewiß andere Positioueu, wo das geschehen kaun. Aber au dieser Stelle zu sparen, scheint mir
nicht gerechtfertigt. Ich möchte deu Antrag stellen, den Autrag des Provinzial - Berwaltnngsraths
gegen den Antrag des Ausschusseswieder herzustellen und den Apotheker in Grafenberg mit
1 000 Mark im Etat zu bewilligen.

Referent Abgeordneter Kaesen: Es ist im Ausschuß teiu einziges Mitglied gewesen,
welches nicht sehr gern die Position ans besonderer Rücksichtuahme ans den Wnnsch des Direktors
bewilligt hätte. Es handelt sich unn zwar nicht, wie Herr Dietze anführte, nm 1000 Mark,
sondern dazn kommt freie Beköstigung, freie Wohnuug u. f. w. Nebeubei ist zu befürchte«, daß
dem Apotheker ein Stößer und diesem noch ein Gehülfe folgen könnte. Wenn man die Sicherheit
gehabt hätte, daß der nämliche Posten fpäter nicht auch bei andern Anstalten gefordert würde,
so würde er vielleichtzur Anuahme gelangt sein. Ich möchte dies aber nicht als Referent, sondern
nur als Abgeordnetersagen.

Abgeordnetervon Kesscler: Ich möchte auch dafür sprechen, daß dieser Posten genehmigt
würde. Es ist keine Anstalt in Bezug auf deu Apotheker so schlecht gestellt, als Grafeuberg, uud
kein Direktor irgend einer Anstalt ist uns fo fchr entgegengekommn,, wie der Direktor von Grafen-
berg. Außerdemhat mau bei diefcr Austalt deu Nccwärter und am Lehrergehallgespart, so daß
Sie immer anuehmeu können, daß 2000 Mark gespart sind, und ich bin daher der Ansicht, daß
wir diesem Mann, der uns in dieser Weise entgegen kommt, auch unsererseits entgegenkommenmüssen.

AbgeordneterConze: Ich wollte dasselbe bemerken, was der Herr Vorredner gefagl hat,
möchte aber noch hervorheben,daß die Zahlen, welche dem Beschlußdes III. Ausschusseszu Grunde
liegen, allerdings ziffermäßig,aber nicht thatsächlich richtig sind. In Grafcnberg werden monatlich
4»0 Rezepte verschrieben; diese repräscntireu, weuu mau sie in der Apotheke machenläßt, ein
Kapital von etwa 5000 Mark. Daß der bisher aufgewendete Betrag wesentlichgeringer gewesen
'st, hat darin seinen Grund, daß der zweite Anstaltsarzt, um das häusige Laufen nach Düsseldorf
z« vermeiden, fich fclbft damit befaßt hat, die Rezepte fertig zu stellen; aber wenn er das eine
Zeit lang gethan hat, fo glaube ich uicht, daß er es auf die Dauer thuu wird, und er ist auch
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nicht dazu verpflichtet. Es liegt also auch pcenniär im Interesse der Anstalt, den Vorschlag des
Provinzial-Vcrwaltungsraths anzunehmen;denn wenn Sie etwa zu den 1000 Mark Gehalt noch
500 Mark für die Beköstigungrechnen,fo macht das 1500 Mart; da der Apotheker aber doch
sicherlich mehr als die Hälfte verdient, so würden die Kostennoch weit unter 5 000 Mark bleiben.
Ich möchteaber noch eins hervorheben. Der Referent bemerkt, daß, wenn wir den Apotheker bei
Grafenberg bewilligen, auch andere Anstalten einen solchen fordern würden, und, wenn wir den
Apotheker bewilligten,so seien wir nicht sicher, daß nicht noch ein Stößer und Gehülfe käme. Meine
Herren! Lassen Sie die Dinge an uns heran kommen; es giebt gewisse Sachen, die wir mit Sicher¬
heit erwarten können; aber in diesem Fall glaube ich doch anuehmen zu dürfen, daß wir eine
solche Znmnthnug nicht zu erwarten haben. Ich meine vielmehr, wir sollten uns uur au das
Thalsächliche halten, hiernachentscheiden und bitte Sie daher dringend, den Apotheker zu bewilligen.

Abgeordneter Freiherr von La Palette: Ich möchte Sie bitten, meine Herren, anch
mir ein paar Worte zur Unterstützungdieser Position zu vergönnen. Sie haben eben gehört, daß
der zweite Arzt der Anstalt im vorkommenden Fall Rezepte machen mnß, doch wissen Sie Alle
wie ich, daß jeder Arzt, der an einer solchen Anstalt beschäftigt ist, bnrch aufreibendeThätig¬
keit an Geist und Körper vollständig in Anspruch genommen wird. Ich möchte Sie deshalb
ersuchen, den zweitenArzt nicht dazu zu verurtheilen, den Mörser zu stoßen und Pillen zu drehe»,
sondern den gestrichenen Apotheker wieder aufzunehmen.(Bravo.)

Marsch all: Da sich Niemand weiter zum Wort meldet, so schließe ich die Diseussion,
nnd wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejenigenHerren, die für Streichung des Apothekers
sind, sich zu erheben (geschieht).

Das ist die Minorität.
Der Vorschlagdes Verwaltuugsraths ist also genehmigt,und die Position würde wieder

herzustellensein. Wünscht noch Jemand zn dem Etat von Grafeuberg das Wort zu nehmen?
Das ist nicht der Fall, ich schließe also die Diseussion über den ganzen Etat und erkläre, weun
kein Widersprucherfolgt, den Etat mit Ihrem Beschluß in Bezug auf den AnstaltSapothekcrfür
genehmigt.

Abgeordneten Freiherr von Solemach er: Dann kämen aber doch die 400 Mark für
Arzneien in Wegfall.

Referent AbgeordneterKaescn: Der Ausschuß hatte beantragt, die 400 Mark für Arzneien
wieder herzustellen, weil er den Apotheker absetzte. Da aber nach Ihrem Beschlußder Apotheker
wieder augestellt werden soll, so fallen natürlich die 400 Mark weg.

Ich erlaube mir nun das Referat des Ausschusses über den Etat für die Verwaltung
der Proviuzialanstalt zu Siegburg zu verlesen.

Der Etat ist nur für den Fall aufgestellt,daß die projektirte pachtweise Ueberlassuug der
Anstalt au den Staat nicht zu Staude kommen sollte.

Bleiben die Gebäude vorläufig unbenutzt im Besitze der Provinz, so sind die Unterhaltungs¬
kosten, wie sie der Etat anführt, unvermeidlich.

Marschall: Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich erkläre daher dcu Etat, wem,
kein Widerspruch erfolgt, für genehmigt. Wir gehen uuu über zum General-Etat für das
Irrenwesen.

Referent AbgeordneterKaesen verliest das Referat des Ausschusses über den General-
Etat für das Irrenwesen.
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Nachdem die Etats der einzelnen Anstalten erledigt, bleibt in Betreff des General-Etats
nur die Sumine von 128 500 Mark zu erörtern, welche der Provinzial-Verwaltungsrath als
Reserve für unvorhergesehene Fälle aufgestellt hat.

Obschon nun aus deu Mittheilungen des mit der speziellen Leitung des Irrenwcsens
betrauten Herrn Obcrbeamten hervorgeht, daß sämmtliche für unsere Anstalten aufgestellten Sätze
für Kost, Kleider, Lagerung :c. :c, den höchsten Ansätzen gleichkommen, welche in den 8? in Ver¬
gleich gezogenen Anstalten bestehen, also nicht vorausgesetzt werden kann, daß eine Überschreitung
nothwendig sei, so glaubt doch der III. Ausschuß, die verlangten 128 500 Mark bewilligen zu
sollen, für den Fall, daß die in Aussicht genommenen Ersparnisse sich erst successive Bahn
brechen konnten.

Die Bewilligung wird daher beantragt und der General-Etat kalkulatorisch nach den
Beschlüssen über die Einzel-Etats festzusetzensein.

Marsch all: Ich eröffne die Diskussion über den General-Etat. Da sich Niemand zum
Wort meldet, so schließe ich dieselbe uud bitte diejenigen Herren, die gegen Genehmigung des
Gencral-EtatS sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Der General-Etat für das Irrenwescn ist also einstimmig genehmigt.
Wir kommen nuu zum nächsten Punkt der Tagesordnung:
8. Referat des III. Ausschusses betreffend die Erweiterung der Pro«

Vinzial-Taubstummen-Anstalten zu Brühl und Neuwied.
Referent Abgeordneter Brcmig: Meine Herreu! Es liegt Ihnen ein gedrucktesReferat

des Provinzial-Vcrwaltungsraths vor, wonach dieser beantragt: Der hohe Landtag möge beschließen:
1- daß die Taubstumincnschulen zu Brühl und Neuwied nach den vorgelegten Projecteu um je zwei
Schulsäle erweitert und 2. die erforderliche« Mittel zur Bestreitung der Baukosten mit 1 l l!00 Mark
aus den bei den Taubstummen-Anstalten im Jahre 1878 verbliebenen Ersparnissen entuomme»
werden sollen.

Es hat sich das Bedürfniß herausgestellt, daß einem Nothstande abgeholfen wird, der in
den beiden Anstalten eristirt. Die Schule ist auf 0 Klaffe» berechnet, es siud aber nur 4 Schul-
s"lc vorhanden und man hat einstweilen die beiden fehlenden Schnlsäle in Mansarden verlegt.
Das ist rin Zustand, der durchaus uicht fortbestehen kann, und es ist die Absicht, sowohl in Brühl
Wie in Neuwied je 2 Schnlsäle »ach vorgelegten Plänen zu erbauen, also eine Erweiterung der
Bauten vorzunehmen.

Der III. Ausschuß hat sich deu Gründen, welche der Provinzial-Verwaltnugörath für
seine Anträge aufgestellt hat, augcfchlosseu uud glaubt Ihuen vorschlagen zu sollen, den Anträgen
des ProvinzialVerwaltnugsraths zuzustimmen.

Marschall: Ich eröffne die Discussion über den Antrag des Ausschusses. Es meldet
sich Niemand zum Wort; ich schließe daher die Discussion und bringe den Antrag zur Abstimmung.
Ich bitte diejenigen Herren, die gegen den Antrag sind, sich erheben zu wollen. <Es erhebt sich
^ieuiaud.) Der Autrag ist alfo einstimmig genehmigt.

Wir gehen weiter in der Tagesordnung zu:
9. Referat des III. Ausschusses, betreffend Dechargiruug der Rechnungen

b"' Provinzial'BlinbenAnstalt zn Dürcn pro 1876/77.
Referent Abgeordneter Ientgeö verliest das Referat.
Die betreffenden Abschlüssesiud von dem Herrn Landes-Director vorschriftsmäßig geprüft

""d derjenige pro 1876 ist von den Herren Freiherr Friedr. von Gehr nnd 2ac. Ianfen,
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derjenige pro 1877 von den Herren von Heister und Iansen im Auftrage des Provinzial-Ver-
wnltungsraths supcrrevidirt worden. In beiden Jahrgängen, namentlich in den von 1876 haben
erhebliche Etats-Neberfchreitungen bei mehreren Ausgabe-Positionen Statt gefunden. Der Pro-
uinzial-Verwaltuugsrath hat ausweislich der Acten dieselben nachträglich gutgeheißen nud deren
Nothwendigkeit nachgewiesen, insbesondere in dem Referat (Nr. IN der diesjährigen Drucksachcu)
betr. die Verwendung der vorhandenen Uebcrschüsse der EentralKasse pro 1876 und 1877, auf
welche wir uns erlauben, hiermit ausdrücklich hinzuweisen.

Die Rechnung pro 1876 schließt ab:
mit eiuer Einnahme von ........... 66 996 M. 12 Pf.
mit einer Ausgabe von............ 77 288 „ 47 „

Mithin Vorschuß . . . 10 292 M. 35 Pf.
uud mit einem Einnahme Nest von........ 1695 „ 65 „

Die Rechnung pro 1877 schließt ab:
in Einnahme mit.............. 99 024 M. 98 Pf.
iu Ausgabe mit..............113 931 „ 32 „

demnach mit einem Vorfchnsse von ........ 14 906 M. 34 Pf.
nnd Einnahme-Rest von ........... 3 059 „ 16 „
sowie Ausgabe-Rest vou ............ 40? „ 45 „

Der III. Ausschuß beantragt dem entsprechend, der hohe Landtag wolle die Dechargc über
die vorerwähutcu Ncchuuugslagcu pro 1876 und 1877 anssprechcn.

Meine Herren! Bei diesem Etat haben wir erst später aus den Alten die Ueberzeugung
bekommen, daß eigentlich gar keine Etatsüberschreitungcn vorliegen, sondern daß diese Ueberschreitungen
bereits im Jahre 1875 als Credite bewilligt worden sind. Es ist übersehen worden, die Posten ans
Grund der Beschlüsse des Jahres 1875 in den betreffenden Etat einzustellen. Im Wesentlichen sind
also die Nebcrschrcituugcu schou gedecktdurch Snpplemcntarcrcdite, die Sie im September 1875 zu
dieser Positiou bewilligt hatten.

Marschall: Findet sich zu dem Referat etwas zn bemerken? Es ist nicht der Fall, ich
erkläre alfo, wenn kein Widerspruch erfolgt, die Decharge für ertheilt.

Wir kommen zu:

IN. Referat dcS III. Ausschusses, betreffend Dechargirnng der Rechnungen
für die Provinzial-Taubstummenfouds und Anstalteu pro 1876/77.

Refcrcut Abgeordneter IentgcS verliest daS Referat.

Diese Rechnungen sind von dein Herrn Laudcö-Director vorschriftsmäßig geprüft und im
Auftrage des Provinzial-Verwaltnugsraths von dessen Mitgliedern den Herren Vrcmig und Horst
supcrrevidirt worden. Der III. Ausschuß hat dieselben ebenfalls geprüft nnd Nichts zn erinnern
gefunden. Die Rechnung pro I8?l! schließt ab:

mit einer Einnahme von ........... 99055 M. 69 Pf-
mit einer Ausgabe vou............ 74 791 „ 80 „

mithiu einem Bestände von........... 24 263 M. 89 Pf-
außerdem einem Einnahme-Reste von ........ 75g _ „
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Die Rechuimg pro 187? schließt ab:
in Einnahme mit.............. 91480 M. 23 Pf.
in Ausgabe mit .............. 79 327 „ 7
also einem Bestände von ............ 12 152 M. 48 Pf.
und Einnahme-Restenvon ........... 750 „ — „
sowie Ausgabe-Restenvon ........... 1255 „ 79 .,

Der III. Ausschuß bcautragt beide Ncchuungeuzu dechargiren.
Marsch all: Findet sich etwas zu bemerke«? Es ist nicht der Fall, ich erkläre daher,

wenn kein Widersprucherfolgt, die Decharge für ertheilt.
Wir gehe» weiter zu:
11. Referat des III. Ausschusses, betreffend Dechargirung der Rechnung

über.den Neubau-Fond der Hebammen-Lehraustalt zu Cöln.
Referent AbgeordneterIentges verliest das Referat.
Die Rechnung über dcu Erweitcruugsbau obiger Anstalt ist von dem Herrn Laudcs-

Dircctor in allen Theilen geprüft und vou den Herren Graf zu West erholt und Horst alV
Delegirten des Proviuzial-Vcrwaltungsraths snpcrrevidirt worden. Der Abschlußbalancirt in
Einnahine nnd Ausgabe znr Summe vou ...........«0333 M. 23 Pf.

Nach Eiusicht der Nevisious-Vcrhandlungcu hat der III. Ausschuß Nicht« zu eriuncru,
gefundenund beantragt derselbe daher diese Rechnung zu dechargireu.

Marschall: Findet sich etwas zu bemerken? Es ist nicht der Fall, ich erkläre daher,
wenn kein Widersprucherfolgt, auch hier die Decharge für ertheilt.

Wir kommeu endlich zum letzten Punkt der Tagesordnung.
12. Referat des III. Ausschusses, betreffend Dechargirnng der Rechnung

über deu Neubau der Proviuzial-Tanbstummen-Austalt zu Neuwicd.
Referent AbgeordneterIentges verliest das Referat.
Die Rechnung über dieses Neubau-Couto ist vou dem Herrn Landes-Director vorschrifts¬

mäßig geprüft und vou deu Herren Horst und Reinhard im Auftragedes Prouiuzial-Bcrwaltungs-
raths supcrrcvidirt wordeu. Der Abschlußbalancirt in Einnahme und Ausgabe zur Summe
von . . ..................47322 M. 0? Pf.

Nach Eiusicht der Nevisions-Verhaudluugeuhat sich Nichts zu criuueru gefunden und
beantragt der III. Ausschußdaher diese Rechnungzu dcchargiren.

Marschall: Findet sich etwas zu bemerken? Es ist uicht der Fall, ich erkläre daher,
wenn kein Widersprucherhöbe» wird, die Decharge ebcufalls für ertheilt.

Meine Herrcu! Es ist hier beim III. Ausschußdie Frage augeregt wordeu, ob sich nicht
Ue Herren einmal eine von unsere» Irrenanstalten geuaucr auseheu wollten. Ich habe dies als
eine sehr dankenswcrtheAnrcgnug anfgcnommen, u»d wenn Sie nächstenSonntag vielleichtnach
Düren fahren wollen, um die Düreuer Irreuanstalt und zugleichdie dortige Aliudcuanstalt, die
"'s demselben Terrain liegt, zu besichtigen, so ließe sich das sehr gut einrichten,und ich bitte Sie
nur, daß Sie so freundlichfind, Ihre Namen bei mir einzuschreiben, in so fern Sie fich an der Fahrt
^heiligen wollen damit ich das Weitere durch unsere Beamten veranlassenkann.

Meine Herreu' Ich habe Ihnen außerdem eine betrübendeMittheilung zu machen. Es
i't in diesen Tagen unser Mitglied und früherer verehrter Vicemarschall Graf von Veißel-
Gymnich verstorben. Ich bitte Sie, sich zum ehrendenAndenken an »nseren verehrten früheren
V'mnarschall von Ihren Sitzen erheben zu wolle». (Geschieht.)
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